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Vorwort  

Die Bundesregierung ist gemäß § 84 SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) 

verpflichtet, dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat in jeder Legis-

laturperiode einen Bericht über die Lebenssituation junger Menschen und 

die Leistungen und Bestrebungen der Kinder- und Jugendhilfe in Deutsch-

land mit ihrer Stellungnahme dazu vorzulegen. Jeder dritte Bericht soll 

einen Überblick über die Gesamtsituation der Kinder- und Jugendhilfe in 

Deutschland vermitteln. Der 14. Kinder- und Jugendbericht stellt wiederum 

einen solchen Gesamtbericht dar – mit der programmatischen Überschrift: 

„Kinder- und Jugendhilfe in neuer Verantwortung“. Zusammen mit der 

Stellungnahme der Bundesregierung ist der Bericht am 31.01.2013 als Bun-

destagsdrucksache sowie am 21.02.2013 als Publikation des Bundesministe-

riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend erschienen. 

 Die Sachverständigenkommission für den 14. Kinder- und Jugendbe-

richt hat drei Anhörungen durchgeführt und zahlreiche Expertisen verge-

ben (siehe bereits Auflistung im Anhang des Berichts), deren Ergebnisse für 

die Berichtsarbeit nutzbar gemacht worden sind. Die Inhalte der Expertisen 

gaben wichtige Impulse für die Diskussionen der Kommission. Viele As-

pekte flossen auch in den Berichtstext ein und haben wesentlich zu dessen 

wissenschaftlicher Fundierung beigetragen. Im Bericht konnten allerdings 

nicht alle Erkenntnisse aus den Expertisen im Detail berücksichtigt werden. 

Da diese jedoch viele wichtige Befunde, Einblicke und Einsichten enthal-

ten, die mit Blick auf die Analyse der Lebenssituation von jungen Men-

schen, die Kinder- und Jugendhilfe sowie für die Entwicklung von Perspek-

tiven und Empfehlungen für eine aktive Gestaltung des Aufwachsens neu 

sein dürften, beschloss die Sachverständigenkommission, die Expertisen 

einer breiten Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. Dafür wurden die – 

ausschließlich von den Autorinnen und Autoren verantworteten – Texte 

von diesen im Herbst 2012 zum Teil leicht überarbeitet und aktualisiert. Die 

Expertisen für diesen Kinder- und Jugendbericht werden hiermit erstmals 

in elektronischer Form publiziert. Die Sachverständigenkommission dankt 

allen Autorinnen und Autoren der Expertisen für ihre wertvolle Unterstüt-

zung bei der Erstellung des 14. Kinder- und Jugendberichts.  

 

München, im Dezember 2012  

 

Prof. Dr. Dr. Reinhard J. Wabnitz  

Vorsitzender der Sachverständigenkommission für den 14. Kinder- und 

Jugendbericht
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1 Einleitung 

In jüngster Zeit sind in Deutschland erhebliche Anstrengungen unternom-

men worden, die Tagesbetreuungsmöglichkeiten für Kinder auszubauen 

und sie an westeuropäische Standards heranzuführen. Nicht zuletzt öko-

nomische Gründe waren für diesen Schritt ausschlaggebend. So hat sich 

inzwischen die Einschätzung etabliert, dass die institutionalisierte Kinderbe-

treuung eine wichtige Rolle für die Integration, Sozialisation und Ausbi l-

dung von Kindern und damit für die Ausprägung von Humankapital spielt. 

Zudem können Eltern am Erwerbsleben teilnehmen oder vermeiden, aus 

der Erwerbstätigkeit auszusteigen; dies kommt auch den Unternehmen zu-

gute. Langfristig können Einsparungen bei der Migrantenintegration, im 

Sonderschulbereich oder auch bei der Bekämpfung der Jugendkriminalität 

erzielt werden. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass Kindertagesstätten 

Beschäftigungs- und Einkommensmöglichkeiten schaffen.  

Dennoch stößt der Ausbau von Kindertageseinrichtungen in Deutsch-

land auf Probleme, die ihren Grund in der Aufgaben- und Finanzmittelver-

teilung im föderalen System haben. Für die Finanzierung von Kindertages-

einrichtungen sind vornehmlich die Kommunen zuständig. Die Kommunen 

als Träger der Kindertageseinrichtungen fühlen sich jedoch finanziell über-

fordert, das Betreuungsangebot in den Einrichtungen bedarfsgerecht zu 

erweitern, da ihre Kosten weder durch die Gebühren noch durch die allge-

meinen Finanzmittel, die ihnen zur Verfügung stehen, gedeckt werden. Bei 

angespannter Finanzlage der Gemeinden droht der Ausbau der Tagesbe-

treuung für Kinder ins Stocken zu geraten. Das Grundproblem der Finan-

zierung kommunaler Aufgaben besteht darin, dass die Einnahmen der Ge-

meinden eine starke Prozyklik aufweisen und einer stetigen Aufgaben-

erfüllung entgegenstehen. 

In den letzten Jahren sind die Aufwendungen der Kommunen für die 

Kinderbetreuung erheblich gestiegen, vor allem weil die Zahl der Kinder, 

die eine Kindertagesstätte besuchen, zugenommen hat. Diese Tendenz wird 

anhalten, da von 2013 an auch den Kindern im Alter vom 1. bis zum 3. 

Lebensjahr („U3“) ein Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung einge-

räumt wird. Vor diesem Hintergrund ist der Auftraggeber an der Behand-

lung folgender Fragen interessiert: 

 Wie haben sich in der Vergangenheit die Ausgaben in den einzelnen Be-

reichen der Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere in der Kindertagesbe-

treuung und bei den Hilfen zur Erziehung und verwandten Leistungen, 

auch im Vergleich zu den anderen kommunalen Aufgabenfeldern ent-

wickelt?  

 Welche Unterschiede im Angebot an Betreuungseinrichtungen und   

Finanzierung der Kinder- und Jugendhilfe lassen sich in den einzelnen 

Ländern feststellen? 

 Welche Entwicklungsperspektiven lassen sich für die Zukunft ableiten? 

Welche finanziellen Folgen ergeben sich, wenn im Bundesdurchschnitt 

35 Prozent aller Kinder im Alter bis zu drei Jahren und bis zu 100 Pro-



10 

zent aller Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schulein-

tritt mit einem Kindergartenplatz versorgt werden? 

 Welche Anforderungen resultieren daraus für das kommunale Finanz-

system? Muss der kommunale Finanzausgleich, der den Gemeinden eine 

hinreichende Finanzausstattung gewährleisten soll, damit sie ihre Aufga-

ben „kraftvoll“ und finanziell eigenständig wahrnehmen können, neu 

justiert werden? In diesem Zusammenhang sind auch Fragen der födera-

len Aufgabenverteilung und Finanzverfassung angesprochen. Es gibt gu-

te Gründe dafür, die Kinderbetreuung als Teil des Bildungssystems und 

somit als Aufgabe der Länder anzusehen. Dies hätte gravierende Konse-

quenzen für den vertikalen Finanzausgleich zwischen Bund, Ländern 

und Gemeinden. Das „meritorische“ Vorpreschen des Bundes im Jahre 

2005 bei der Verabschiedung des Gesetzes zum Ausbau der Tagesbe-

treuung für Kinder resultierte aus der offenkundigen Unterversorgung 

mit Betreuungseinrichtungen in Verbindung mit den finanziellen Kalami-

täten der Länder und Gemeinden. 

Die quantitative Darstellung der kommunalen Finanzströme basiert auf den 

vierteljährlichen Kassenergebnissen, die bis zum Jahre 2010 vorliegen. Die 

Ergebnisse dieser Statistik geben Auskunft über die aktuelle Entwicklung 

der kommunalen Ausgaben und Einnahmen. Allerdings ist ihre Aussagefä-

higkeit bezüglich der zeitlichen Vergleichbarkeit dadurch eingeschränkt, 

dass seit Mitte der 90er-Jahre verstärkt kommunale Einrichtungen und Be-

triebe privatisiert und aus den Kernhaushalten ausgegliedert wurden. Eine 

differenzierte Darstellung der Entwicklung nach Aufgabenbereichen findet 

sich in der Statistik der kommunalen Rechnungsergebnisse (bis zum Jahre 

2008).1  

 

 

2 Die finanzwirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen 

2.1 Aufgaben der Gemeinden 

Von ihrem Anspruch her folgt die Finanzverfassung dem Subsidiaritäts-

prinzip, d. h. eine öffentliche Aufgabe soll soweit wie möglich von der je-

weils unteren bzw. kleineren Einheit wahrgenommen werden. In der Real i-

tät haben die Gemeinden eine Vielzahl von Aufgaben zu erfüllen, auf deren 

Ausgestaltung sie nur bedingt Einfluss haben. Dies zeigt sich, wenn man die 

 

 
1  Darin sind nicht enthalten die kommunalen Eigenbetriebe, rechtlich selbständigen Wirt-

schaftsunternehmen von Gemeinden und auch nicht die Krankenhäuser mit kaufmännischer 

doppelter Buchführung, wenn die Gemeinden Träger oder mit mehr als 50 Prozent an ihnen 

beteiligt sind. Die Abschlüsse dieser Einrichtungen finden sich in der gesondert geführten 

Statistik über die Jahresabschlüsse öffentlicher Fonds, Einrichtungen und wirtschaftlicher 

Unternehmen.  
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Aufgaben nach dem Grad der Pflichtigkeit, nämlich Weisungsaufgaben 

(Auftragsangelegenheiten, Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung) 

sowie pflichtige und freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben abgrenzt. Dabei 

dominieren die pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben, die etwa 60 Prozent 

aller Aufgaben umfassen. Bei den übertragenen Aufgaben (15%) handelt es 

sich vornehmlich um Aufgaben in der Öffentlichen Sicherheit und Ord-

nung, während es sich bei den pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben insbe-

sondere um die Gewährung sozialer Leistungen, um den Bau und Unterhalt 

von Kindertagesstätten, um die Jugendhilfe, um Investitionen im schul i-

schen Bereich und im Verkehrssektor handelt. Freiwillige Aufgaben fallen 

schwerpunktmäßig in den Bereichen Kultur, Sport, Erholung und Wirt-

schaftsförderung an. Ihr Anteil beträgt etwa 10 Prozent. Die restlichen An-

teile sind nicht eindeutig zurechenbar. 

Das relativ geringe Gewicht der freiwilligen Aufgaben führt zu der Fra-

ge, ob die Gemeinden hinreichend über Finanzmittel verfügen, um nicht 

nur übertragene und pflichtige Aufgaben, sondern auch freiwillige Selbst-

verwaltungsaufgaben angemessen wahrnehmen zu können. Mit anderen 

Worten: Stehen Steuereinnahmen und Zuweisungen des Landes in einem 

ausgewogenen Verhältnis zu den Anforderungen an die kommunale Auf-

gabenerfüllung? Die Gemeinden sind gemäß höchstrichterlicher Rechts-

sprechung aufgefordert, diese Aufgaben „kraftvoll“ umzusetzen. Keinesfalls 

sollen sie auf die Rolle unselbständiger Agenten reduziert werden. Diese 

Gefahr besteht umso eher, je mehr das Land versucht, den Anteil der 

zweckgebundenen Zuweisungen zu erhöhen und die Mittel in solche Berei-

che zu lenken, die es gefördert sehen will. Die Gemeinden wiederum sind 

an einem möglichst hohen Anteil ungebundener, in der Verwendung freien 

Zuweisungen interessiert. Dieses Spannungsverhältnis prägt den kommuna-

len Finanzausgleich. Die Zuweisungen des Landes an seine Kommunen 

sollen so bemessen sein, dass sowohl die Leistungsfähigkeit des Landes als 

auch die der Gemeinden Berücksichtigung finden und der Finanzbedarf für 

die pflichtigen Aufgaben und ein angemessener Anteil für freiwillige Aufga-

ben gedeckt werden. 

In den letzten Jahren hat es verstärkte Bemühungen gegeben, Rege-

lungen zum Schutz der Gemeinden vor einer unterfinanzierten Aufgaben-

übertragung zu implementieren. Insbesondere das Konnexitätsprinzip  ist zu 

nennen. Dieses Prinzip stellt den Grundsatz der Verursachung in den Vor-

dergrund: Wer über die Wahrnehmung einer Aufgabe entscheidet, der ist 

auch für die Finanzierung zuständig, d. h. Entscheidungsverantwortung und 

Finanzierungslast sollen in einer Hand liegen. Wer Aufgaben überträgt, hat 

den vollen Kostenausgleich sicherzustellen. Doch konnte in der Verwal-

tungspraxis dieses Prinzip längst nicht immer durchgesetzt werden. Ein 

markantes Beispiel, wie dieses Prinzip ausgehebelt werden kann, zeigt die 

Diskussion um die Kinderbetreuung. Ohne landesgesetzliches Tätigwerden 

hat der Bund eine Erhöhung von Standards festlegt. Dabei wird argumen-

tiert, dass die Kommunen bisher schon freiwillig die Aufgabe der Kinderbe-

treuung wahrgenommen haben. Deshalb wird die Konnexitätsrelevanz bei 
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der Umsetzung der Unter-Dreijährigen-Betreuung von Seiten des Bundes 

bestritten.2  

Auf der anderen Seite wirft die Betonung des Konnexitätsprinzips die 

Frage auf, ob nicht die Idee der kommunalen Selbstverwaltung, also die 

Handlungsautonomie der gemeindlichen Ebene, tendenziell ausgehöhlt 

wird. In dem Maße, in dem der Konnexität gefolgt und ein kostenadäquates 

Erstattungssystem in Form einer „Töpfchenwirtschaft“ aufgebaut wird, 

muss zwangsläufig die Bedeutung des allgemeinen Finanzausgleichs sinken. 

Den Gemeinden wird dann der Entscheidungsspielraum genommen, wie sie 

diese Aufgabe erfüllen wollen. Zudem stellt sich die Frage, ob eine umfas-

sende Konnexität das Kostenbewusstsein der kommunalen Ebene fördert. 

Werden die Kosten vollständig erstattet, verspüren die Gemeinden wenig 

Anreiz, von sich aus eine kostenminimale Lösung zu suchen. Kompliziert 

wird es dann, wenn gemeindescharfe Kostenerstattungen ins Spiel gebracht 

werden, also einzelne Gemeinden individuelle Kostenschätzungen geltend 

machen.  

 

 

2.2 Finanzierung der Aufgaben 

2.2.1 Kommunale Steuereinnahmen 

Ein grundsätzliches Problem in der Finanzierung der Gemeinden besteht in 

der hohen Konjunkturanfälligkeit des Systems. Dies gilt sowohl für die Zu-

weisungen des Landes, die primär auf dessen Steuereinnahmen (einschließ-

lich Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich) basieren, als auch für die 

eigenen Steuereinnahmen der Gemeinden, vornehmlich die Grundsteuern 

und die Gewerbesteuer. Diese Steuern sind deshalb von besonderer Bedeu-

tung, weil die Gemeinden das Recht besitzen, deren Hebesätze zu gestalten, 

was den Autonomieanspruch der Gemeinden auf der Einnahmenseite zum 

Ausdruck bringt. Neben diesen Steuereinnahmen fließen Mittel aus der 

kommunalen Beteiligung an der Einkommensteuer (15 %)3 und an der Um-

satzsteuer (2,2 %). Im Vergleich zum Bund und den Ländern finanzieren 

die Kommunen nur den geringeren Teil ihrer Aufgaben, nämlich reichlich 

ein Drittel, aus Steuermitteln. Bezogen auf die Steuereinnahmen der Ge-

meinden hatte die Gewerbesteuer mit 42 Prozent im Jahre 2010 das größte 

Gewicht, gefolgt von dem Anteil an der Einkommensteuer, der mit 36 Pro-

zent zu den kommunalen Steuereinnahmen beitrug. Sehr viel niedriger wa-

ren die Einnahmen aus der Beteiligung an der Umsatzsteuer (5 %). 

 

 
2  Vgl. hierzu S. Anton, D. Diemert: Reiche Städte, arme Städte – die Verantwortung der Län-

der. Gemeindefinanzbericht 2008. In: der städtetag, Heft 5/2008. 

3  Das Grundgesetz hält auch ein Hebesatzrecht für den kommunalen Anteil an der Einkom-

mensteuer offen. Tatsächlich wird dieser Anteil nach Maßgabe der anteiligen Einkommen-

steuervorleistungen der Einwohner an den Einkommensteuerleistungen auf die einzelnen 

Gemeinden eines Bundeslandes verteilt; dabei werden nur Steuerleistungen bis zu bestimm-

ten Einkommensobergrenzen berücksichtigt.  
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Im Zeitablauf hat die Gewerbesteuer als Einnahmequelle an Bedeutung 

eingebüßt, was vor allem auf die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer 

und die Erhöhung der Freibeträge zurückzuführen war. Faktisch hat sich 

durch die sukzessive Aushöhlung der Gewerbesteuer die Steuerlast auf die 

ertragsstarken Großbetriebe konzentriert, mit der Folge, dass diese bei stei-

genden Hebesätzen stärker belastet werden. Zugleich hat die schmalere 

Bemessungsgrundlage eine immer stärkere Konjunkturabhängigkeit der 

Gewerbesteuer zum Vorschein gebracht. All diese Einflüsse wirken dahin, 

dass die Gewerbesteuer als tragende Säule des kommunalen Finanzsystems 

nicht dazu beiträgt, den Gemeinden eine relativ stetig fließende Einnahme-

quelle zu verschaffen. Dies steht der Forderung nach relativ konjunktur-

unempfindlichen Steuern entgegen. Starke Schwankungen erschweren eine 

stetige Aufgabenerfüllung. 

Der empirische Befund zeigt starke Schwankungen des Gewerbesteuer-

aufkommens (Abbildung 1). Im Zuge des „Vereinigungsbooms“ schnellte 

das Gewerbesteueraufkommen in die Höhe, während Mitte der 90er Jahre 

im Gefolge der Rezession 1993 die Gemeinden einen starken Rückgang 

hinnehmen mussten. Ende der 90er-Jahre, als die Konjunktur sich kräftig 

erholte, nahmen auch die Gewerbesteuereinnahmen wieder spürbar zu. 

Eine gegenteilige Entwicklung setzte 2000 ein, als – neben gesetzlichen Än-

derungen – eine hartnäckige wirtschaftliche Stagnation das Gewerbesteuer-

aufkommen einbrechen ließ. Erst 2004 änderte sich das Bild. In den fol-

genden Jahren entwickelte sich die Gewerbesteuer so dynamisch wie selten 

zuvor. Die Gründe hierfür lagen zum einen in einer Explosion der Unter-

nehmensgewinne, insbesondere der größeren und damit gewerbesteuer-

pflichtigen Betriebe. Zum anderen wurde die Gewerbesteuerumlage, die 

von den Gemeinden an die Länder und den Bund abzuführen ist, gesenkt. 4 

Im Zuge der Finanzkrise und dem folgenden Einbruch der Wirtschaftsakti-

vitäten 2009 mussten die Gemeinden erneut herbe Verluste im Gewerbe-

steueraufkommen hinnehmen – die Einnahmen sanken binnen eines Jahres 

um etwa ein Fünftel. Dieser Einbruch konnte auch im Aufschwungjahr 

2010 längst nicht wettgemacht werden. 

 
  

 

 
4  Zudem werden die Möglichkeiten, Verluste vorzutragen, seit 2004 beschränkt. 
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Abbildung 1 Veränderung der Gewerbesteuereinnahmen (netto)  

in Prozent von 1993 bis 2010 

Mit der Finanzreform 1969 wurden die Gemeinden an der Einkommen-

steuer beteiligt; im Gegenzug leisten sie seitdem eine Gewerbesteuerumlage 

an die Länder und den Bund. Ziel dieses Vorgehens war es, die Abhängig-

keit der Gemeinden von der sehr konjunkturreagiblen Gewerbesteuer zu 

verringern. Dies ist nur bedingt geglückt, zumal auch die Einkommensteuer, 

wenn auch in geringerem Maße, dem konjunkturellen Auf und Ab unter-

worfen ist. Noch weniger schwanken die Einnahmen an der Umsatzsteuer 5, 

die im gesamtwirtschaftlichen Kontext als Proportionalsteuer konzipiert ist. 

Allerdings ist ihr Anteil an den kommunalen Steuereinnahmen zu gering, 

um einen nennenswert dämpfenden Effekt auf das Aufkommen zu besit-

zen. Trotz allem sind die Einnahmen aus der Gewerbesteuer im Beobach-

tungszeitraum von allen Steuerarten, die in die kommunalen Kassen fließen, 

mit Abstand am stärksten gestiegen. Ihr Zuwachs betrug 34 Prozent (netto, 

also nach Abzug der Gewerbesteuerumlage, die an den Bund und die Län-

der fließt). Die Einnahmen aus der Einkommensteuer haben per saldo nur 

um 8 Prozent zugenommen. 

 

2.2.2 Zuweisungen der Länder  

Ein ähnlich hohes Gewicht wie die Steuereinnahmen besitzen die Zuwei-

sungen der Länder an die Gemeinden. Es liegt in der Verantwortung der 

Länder, für eine ausreichende Finanzausstattung ihrer Gemeinden zu sor-

gen. Dabei wird der Anspruch der Gemeinden auf eine „angemessene“  

 

 
5  Die Gemeinden wurden 1998 am Umsatzsteueraufkommen beteiligt, um die Ausfälle infolge 

der abgeschafften Gewerbekapitalsteuer zu kompensieren. 
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Finanzausstattung, der dem Recht auf eine „kraftvolle“ kommunale Selbst-

verwaltung geschuldet ist, begrenzt durch die finanzielle Leistungsfähigkeit 

des Landes. Im Einzelnen fällt es natürlich schwer zu entscheiden, wann 

das Kriterium der Angemessenheit der Leistungen erfüllt oder wie hoch der 

Mitteleinsatz für eine kraftvolle Betätigung zu veranschlagen ist.  

Im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs werden die laufenden 

Zuweisungen des Landes mittels einer festen Quote an den Verbundgrund-

lagen (Steueraufkommen der Länder, Einnahmen/Belastungen aus 

dem/durch den Länderfinanzausgleich, Einnahmen aus den Ergänzungs-

zuweisungen des Bundes), ermittelt. Die Festsetzung der investiven Zuwei-

sungen erfolgt in den wenigsten Fällen regelgebunden, sondern obliegt der 

diskretionären Entscheidungsgewalt der Länder. Bei angespannter Haus-

haltslage kürzen die Länder in der Regel ihre Investitionszuschüsse an die 

Gemeinden; sie überwälzen damit ihren Konsolidierungsdruck. Entspannt 

sich die Finanzlage, sind die Länder wieder bereit, höhere Zuweisungen für 

investive Zwecke zu leisten. Über die Zuweisungen üben die Länder einen 

starken Einfluss auf die Kommunen aus. Diese wiederum fühlen sich nicht 

selten gegängelt oder sogar benachteiligt, nämlich dann, wenn das Land 

über die Höhe der zweckgebundenen Zuweisungen immer wieder diskre-

tionär entscheidet, zudem die Vergabekriterien dieser Zuweisungen den 

Freiheitsgrad in der kommunalen Verwendung beschneiden. Es liegt in der 

Natur der Sache, dass die Gemeinden an ungebundenen, in der Verwen-

dung freien Zuweisungen interessiert sind. Die Länder wiederum sind be-

strebt, die Mittel in solche Bereiche zu lenken, die sie gefördert sehen wol-

len, weil die räumlichen externen Effekte besonders groß sind. 

Im zeitlichen Verlauf weisen die laufenden Zuweisungen einen verzögert 

prozyklischen Verlauf auf, da sie an die Entwicklung der Steuereinnahmen 

der Länder bzw. an die ebenfalls konjunkturell schwankenden Zahlungen 

im Rahmen des Länderfinanzausgleichs und der Ergänzungszuweisungen 

des Bundes gekoppelt sind. In der Stagnationsphase 2001 bis 2004 wurden 

die Zuweisungen kaum ausgeweitet, während sie im nachfolgenden Auf-

schwung deutlich gesteigert wurden. Im Jahre 2010 wurden sie um 3 Pro-

zent gekürzt. Bei den investiven Zuweisungen hingegen lässt sich kein kon-

junkturelles Muster erkennen. Wohl aber zeigt sich, dass infolge des anhal-

tenden Konsolidierungsdrucks in den Länderhaushalten die investiven Zu-

schüsse an die Gemeinden nahezu in jedem Jahr gekürzt wurden. Zudem 

spielte eine Rolle, dass die Solidarpaktmittel in Ostdeutschland seit einigen 

Jahren schrittweise zurückgeführt werden. Eine markante Ausnahme bildete 

das Jahr 2010, als konjunkturell bedingt die investiven Zuschüsse an die 

Gemeinden als Hauptinvestor der öffentlichen Hand überaus kräft ig aufge-

stockt wurden. 

 

2.2.3 Zuweisungen des Bundes 

Eine untergeordnete Bedeutung nehmen die Zuweisungen des Bundes ein. 

Tatsächlich bestehen zwischen Bund und Gemeinden keine unmittelbaren 

Finanzbeziehungen. Dies ist der Stellung der Kommunen in der bundes-

staatlichen Finanzverfassung geschuldet: Die Gemeinden sind als Träger 
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kommunaler Selbstverwaltung zwar Teil des dreistufigen Verwaltungsauf-

baus, doch ist der Staatsaufbau nur zweistufig organisiert – die Gemeinden 

sind Teile der Länder, bilden also keine dritte Staatsebene. Auch die Fi-

nanzverfassung ist zweistufig aufgebaut, was zur Folge hat, dass direkte 

finanzverfassungsrechtliche Beziehungen zwischen Bund und Gemeinden 

nicht existieren. Doch bestehen mittelbare Finanzbeziehungen. Sie ergeben 

sich auf zweierlei Weise: 

 Der Bund macht von seiner Steuergesetzgebungskompetenz Gebrauch. 

Änderungen bei der Einkommensteuer und/oder Umsatzsteuer beein-

flussen die Höhe der Steuereinnahmen der Gemeinden; das Gleiche gilt 

für die Festsetzung der Gewerbesteuerumlage. Die Interessen der Ge-

meinden in Steuerfragen können nur von der Gesamtheit der Länder im 

Bundesrat wahrgenommen werden. Ändert sich die Steuergesetzgebung, 

hat dies in der Regel auch Auswirkungen auf den Länderfinanzausgleich 

wie auf den kommunalen Finanzausgleich. Für die Verbundmasse im 

kommunalen Finanzausgleich sind die Steuereinnahmen der Länder so-

wie die Mittel im Länderfinanzausgleich maßgebend. 

 Der Bund gewährt Finanzhilfen für besonders bedeutsame Investitionen 

der Länder und Gemeinden. Nach der Neugestaltung des Art. 104 GG 

kann der Bund, soweit das Grundgesetz ihm Gesetzgebungsbefugnisse verleiht,  den 

Ländern Finanzhilfen für besonders bedeutsame Investitionen der Län-

der und Gemeinden gewähren, die zur Abwehr einer Störung des ge-

samtwirtschaftlichen Gleichgewichts oder zum Ausgleich unterschiedli-

cher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder zur Förderung des wirt-

schaftlichen Wachstums dienen. Der Bund kann ohne Gesetzgebungsbefug-

nisse Finanzhilfen gewähren, wenn sie im Fall von Naturkatastrophen 

oder außergewöhnlichen Notsituationen geboten ist. Bedeutsam wurde 

Art. 104b GG im Frühjahr 2009, als der Bund im Rahmen des zweiten 

Konjunkturpakets den Kommunen und Ländern insgesamt zehn Mrd. € 

für zusätzliche Investitionen zur Verfügung gestellt hatte. Als problema-

tisch stellte sich dabei heraus, dass der Bund in wesentlichen Förderbe-

reichen, wie der Bildungsinfrastruktur, teilweise nicht über die von Art. 

104b GG geforderte Gesetzgebungskompetenz verfügte, so dass Umwe-

ge – etwa über eine energetische Sanierung von Schulgebäuden – gefun-

den werden mussten. Bei allen Finanzhilfen des Bundes an die Gemein-

den sind die Länder „zwischengeschaltet“, indem sie die Zuweisungen an 

die Gemeinden weiterleiten. Die Länder sollen diese Mittel entsprechend 

den zwischen Bund und Ländern vereinbarten Zielen vergeben. Doch 

halten sie sich dabei an ihre Vergaberichtlinien und entscheiden in der 

Regel nach (zusätzlichen) landespolitischen Prioritäten. 

 

Ein weiteres Problem stellt die interkommunale Verteilung der Zu-

weisungen dar, sofern sie nicht dem Mechanismus des Finanzausgleichs 

unterworfen sind. Die Schwierigkeiten lassen sich exemplarisch an den 

Maßnahmen des Bundes zur Verbesserung der Kinderbetreuung (Kinder-

förderungsgesetz) zeigen. Hier stellte sich die Frage, ob durch die Finanz-

spritze des Bundes die struktur- und finanzschwachen Kommunen substan-

tiell so weit besser gestellt werden sollten, dass sie in größerem Umfang als 



 

17 

bis dato freiwillige Aufgaben, also die Bereitstellung zusätzlicher Betreu-

ungsmöglichkeiten für Kinder, erfüllen konnten. Sofern auch nach Erhalt 

der zusätzlichen Mittel die Verwaltungshaushalte noch defizitär waren, 

dürfte dies kaum der Fall gewesen sein, da die kommunalen Verschuldungs-

grenzen vergleichsweise eng gesteckt sind. Die Aufsichtsbehörden der Län-

der wachen darüber, dass die kommunale Verschuldung nicht die „dauer-

hafte Leistungsfähigkeit“ der Gemeinden übersteigt; diese Leistungsfähig-

keit wird letztlich durch die zu erwartenden Einnahmen bestimmt. Bei de-

fizitären Verwaltungshaushalten6 fallen zwangsläufig Investitionsprojekte 

dem Rotstift zum Opfer, sind doch die Investitionen die flexibelste Ausga-

beart. Zwar wurden seinerzeit die Kommunen durch die Absenkung der 

Gewerbesteuer zusätzlich finanziell entlastet, doch profitierten davon vor 

allem die Gemeinden mit einer höheren Wirtschafts- und Steuerkraft. Sie 

konnten ihr Betreuungsangebot eher ausweiten als die struktur- und finanz-

schwachen Städte. 

 

2.2.4 Gebühren 

Im Gegensatz zu den Steuereinnahmen ist der Anteil der Gebührenfinan-

zierung auf kommunaler Ebene relativ hoch. Etwa 10 Prozent aller Ein-

nahmen entfallen auf die Gebühren. In dem größeren Gewicht der Gebüh-

ren kommen der stärkere Marktbezug lokaler Güter und damit der Äquiva-

lenzgedanke als Finanzierungsprinzip zum Ausdruck. Bei der Kalkulation 

von Gebühren können die Kosten den Nutzern der kommunalen Einrich-

tungen individuell eindeutig zugerechnet werden. Die Gebührenfinanzie-

rung spielt vor allem in den Bereichen Kindergärten, Büchereien, Ver- und 

Entsorgung, Friedhöfe, Kultur, Ausweisangelegenheiten eine wichtige Rol-

le. Die Festsetzung der Gebühren orientiert sich vielfach an der Kosten-

entwicklung in den gebührenfinanzierten Bereichen. Die kommunalen Ein-

richtungen dürfen keine Überschüsse erzielen, wodurch der Anreiz, die 

Leistungen kostengünstig herzustellen, geschmälert wird. Auch verteilungs-

politische Erwägungen fließen in die Entscheidungen ein. 

Seit Mitte der 90er-Jahre sind die kommunalen Gebühreneinnahmen 

stark rückläufig. Seinerzeit betrug ihr Volumen fast 20 Mrd. €, also rund 14 

Prozent der gesamten kommunalen Einnahmen. Im Jahre 2010 waren es 

nur noch knapp 16 Mrd. €, dies entsprach einem Anteil von weniger als 

zehn Prozent Dieser Rückgang ist nicht darauf zurückzuführen, dass in 

dieser Zeit die Gebührensätze gesenkt worden sind, vielmehr wurden ver-

stärkt Aufgaben im gebührenfinanzierten Bereich aus den Kernhaushalten 

ausgelagert und auf Einrichtungen bzw. Unternehmen übertragen, die im 

nicht staatlichen Sektor tätig sind. 

 

 

 

 
6  Auf kommunaler Ebene soll der Verwaltungshaushalt grundsätzlich ausgeglichen sein, Kredi-

te dürfen nur zur Finanzierung von Investitionsausgaben aufgenommen werden.  
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2.3 Entwicklung der Ausgaben 

Die Entwicklung der kommunalen Ausgaben verlief in der Vergangenheit 

weitgehend prozyklisch, wobei die Gemeinden verzögert reagierten.  Auf die 

gesamtwirtschaftliche Krise, die dem Vereinigungsboom folgte, antworteten 

die Gemeinden mit Ausgabekürzungen, über mehrere Jahre wurden die 

Ausgaben gegenüber dem jeweiligen Vorjahr gesenkt. Im folgenden Auf-

schwung, der 1997 einsetzte und bis Mitte 2000 dauerte, erhöhten sie ihre 

Ausgaben nur sehr moderat. In den Jahren der wirtschaftlichen Stagnation 

2001 bis 2004 wurden die Ausgaben noch weniger angehoben. Erst im Auf-

schwung 2005 bis 2008 wurden die Ausgaben nennenswert ausgeweitet. Im 

Gegensatz zu früheren Rezessionsphasen verhielten sich die Gemeinden in 

der Krise 2008/2009 antizyklisch, indem sie ihre Ausgaben deutlich steiger-

ten. Dies war Folge der vom Bund aufgelegten Konjunkturprogramme, 

deren Mittel zu einem bedeutsamen Teil über die Länder an die Gemeinden 

zur Finanzierung von Investitionsprojekten geflossen sind und noch flie-

ßen. Länder und Gemeinden beteiligten sich an diesem Programm  mit 

mindestens 3,3 Mrd. €. Ein Großteil dieser Mittel kommt dem Bildungssek-

tor zugute, förderfähig sind auch Investitionen in die frühkindliche Infra-

struktur. Somit ergänzen sie die Beteiligung des Bundes an den bis 2013 

anfallenden Ausbaukosten für die Betreuung von Kindern unter drei Jahren 

in Höhe von 2,15 Mrd. €. Zusätzlich leistet er bis dahin einen Beitrag zur 

Finanzierung der Betriebskosten in Höhe von insgesamt 1,85 Mrd. €. 

Alles in allem war die Expansion der Ausgaben auf der kommunalen 

Ebene moderat. Über all die Jahre sind die Ausgaben langsamer als die Ein-

nahmen gestiegen. Das kommunale Haushaltsrecht zwingt die Kommunen 

zu einer Konsolidierung ihrer Finanzen. Im Beobachtungszeitraum mussten 

sie immer wieder nicht nur starke konjunkturbedingte Mindereinnahmen 

hinnehmen, sondern auch mehrere Male Verluste bei den Steuereinnahmen 

verkraften, die den Steuerreformen des Bundes (unter Zustimmung der 

Länder) geschuldet waren. Auf die Knappheit bei den Einnahmen reagier-

ten sie mit einer restriktiven Personalpolitik sowie mit einer massiven Kür-

zung ihrer Investitionsausgaben. Die Sparpolitik im personellen Bereich 

wurde unterstützt durch äußerst zurückhaltende Tarifabschlüsse im öffent-

lichen Dienst. Im Gegensatz zum Bund, aber auch den Ländern, sind die 

Möglichkeiten der Gemeinden, Investitionsprojekte über Kredite zu finan-

zieren, stark eingeschränkt. Trotz dieser Sparpolitik über viele Jahre hinweg 

war die Finanzlage der Kommunen häufig angespannt. Dies zeigte sich nur 

bedingt am Finanzierungssaldo; auch die Entwicklung der Investitionsaus-

gaben ist Gradmesser für die kommunale „Leistungsfähigkeit“. Bei drohen-

der Schieflage sind die Gemeinden gezwungen, ihre freiwilligen Aufgaben, 

also die Durchführung kommunaler Investitionsprojekte zu drosseln. In 

jedem Falle ist das Ausmaß der Kürzungen bei den Investitionen besorgnis-

erregend, gefährden doch die Defizite beim Ausbau der Infrastruktur das 

künftige Wachstum. 

Freilich darf nicht übersehen werden, dass der Rückgang der kommu-

nalen Investitionstätigkeit, wie ihn die Statistik ausweist, vermutlich deutlich 
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überzeichnet ist. Dies liegt daran, dass seit Mitte der 90er-Jahre verstärkt 

öffentliche Einrichtungen zumindest formal privatisiert und somit aus dem 

Berichtskreis der kommunalen Haushalte ausgegliedert worden sind. Dies 

betrifft beispielsweise auch Kindertagesstätten. Diese Einrichtungen er-

scheinen nur „netto“ in der Haushaltsstatistik, d. h. nur mit dem Betrag, der 

als kommunale Zuweisung an diese Einrichtung fließt. Wie stark die Ent-

wicklung der kommunalen Ausgaben im Zeitablauf durch den Ausgliede-

rungseffekt beeinflusst worden ist, lässt sich freilich nicht sagen. Dämpfend 

auf die Ausgabenentwicklung der Kommunen wirkten zudem die Ent-

lastungen der Sozialhilfe, die von den Gemeinden zu leisten ist, infolge der 

Einführung der gesetzlichen Pflegeversicherung. 

Bezogen auf das nominale Bruttoinlandsprodukt sind die kommunalen 

Ausgaben im Zeitraum 1995 bis 2000 von 8,3 Prozent auf 7,1 Prozent ge-

sunken. Seitdem haben sie sich ähnlich wie das nominale BIP entwickelt; im 

Jahre 2010 lag ihr Anteil bei 7,2 Prozent 

In der Unterteilung nach Aufgabenbereichen zeigt sich, dass auf kom-

munaler Ebene die Ausgaben für die soziale Sicherung dominieren. Im Jah-

re 2009 – aktuellere Werte in der kommunalen Rechnungsstatistik, in der 

die Entwicklung nach Aufgabenbereichen dokumentiert wird, liegen nicht 

vor – entfielen auf die Sozialleistungen fast 30 Prozent der gemeindlichen 

Ausgaben. Gemessen an der Entwicklung der gesamten (bereinigten) Aus-

gaben7 war die Zunahme im Beobachtungszeitraum mit 38 Prozent über-

durchschnittlich. In dieser statistischen Abgrenzung sind die gesamten Aus-

gaben im gleichen Zeitraum um 20 Prozent gestiegen.  

 

2.4 Entwicklung des gemeindlichen 

Finanzierungssaldos 

2.4.1 Deutschland insgesamt 

Die Finanzlage der Kommunen schwankt im Zeitablauf stark (Abbildung 

2). In der Krise 1995 waren die Defizite der Gemeinden auf über sieben 

Mrd. € angewachsen, dies entsprach immerhin fast 5 Prozent der gesamten 

Einnahmen. Im nachfolgenden Aufschwung verbesserte sich die Lage, und 

von 1998 bis 2000 konnten die Kommunen jährliche Überschüsse von etwa 

zwei Mrd. € bzw. knapp zwei Prozent der Einnahmen erzielen. Wirtschaft-

liche Stagnation und die Beteiligung der Gemeinden an den umfangreichen 

Steuerentlastungen in den Jahren 2001 bis 2005 brachten die Kommunen in 

finanzielle Bedrängnis, die Defizite schossen in die Höhe. Im Jahre 2003 

wurde mit über acht Mrd. € (sechs Prozent der Einnahmen) ein Spitzenwert 

erzielt. Im Jahr 2005 einsetzenden Aufschwung wurden jedoch die Defizite 

zügig abgebaut: Konjunkturbedingte Steuermehreinnahmen – der Auf-

schwung trieb die Gewinne und damit die Gewerbesteuereinnahmen in die 

Höhe – sowie die Gemeindefinanzreform, die insbesondere bei der Gewer-

 

 
7  Ausgaben nach Abzug haushaltstechnischer Verrechnungen. 
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besteuer höhere Einnahmen erbrachte, aber auch eine zurückhaltende Aus-

gabenpolitik ließen die Finanzierungsdefizite rasch schmelzen. Bereits 2007 

konnten hohe Überschüsse (knapp fünf Prozent der Einnahmen) erzielt 

werden. Die wirtschaftliche Talfahrt 2009/2010 traf die Gemeinden mit 

voller Wucht. In beiden Jahren verbuchten die Gemeinden ein Minus von 

jeweils acht Mrd. € bzw. fünf Prozent der Einnahmen. Freilich hatten sich 

2010 die Befürchtungen der Gemeinden, die Defizite würden auf bis zu 15 

Mrd. € klettern, nicht bewahrheitet – der konjunkturelle Einbruch konnte 

relativ rasch überwunden werden. 

 

Abbildung 2 Finanzierungssalden der Gemeinden von 1992 bis 2010 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

 

2.4.2 Entwicklung in den Ländern 

Die finanzwirtschaftliche Lage der Kommunen stellt sich in den einzelnen 

Ländern recht unterschiedlich dar. Gravierend ist die Lage der hessischen 

Kommunen, die sich 2010 mit 438 € pro Kopf der Bevölkerung neu ver-

schulden mussten. Aber auch die saarländischen Gemeinden befinden sich 

mit einem Finanzierungsdefizit in Höhe von 219 € pro Kopf der Bevölke-

rung in einer prekären Lage. Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein 

wiesen ebenfalls hohe Fehlbeträge auf. Vergleichsweise günstig stellt sich 

die finanzielle Lage für die ostdeutschen Gemeinden dar, die sich in den 

vergangenen Jahren ein finanzielles Polster aufgebaut hatten. Hierzu sahen 

sie sich durch den geplanten Rückgang der Mittel aus dem Solidarpakt II 

veranlasst, die degressiv gestaffelt sind und 2019 auslaufen. Noch immer 

weisen die ostdeutschen Kommunen aufgrund ihres Nachholbedarfs höhe-

re Investitionsausgaben pro Kopf der Bevölkerung aus, wenngleich sich der 

Abstand zu den westdeutschen Gemeinden stetig verringert. 
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Tabelle 1 Finanzierungsdefizite der Gemeinden nach Bundesländern 

2010 

 

 Mio. € € je Einw. 

Baden-Württemberg -688  -64 

Bayern -340  -27 

Brandenburg -109  -43 

Hessen -2.649  -438 

Mecklenburg-Vorpommern 39  24 

Niedersachsen -596  -75 

Nordrhein-Westfalen -2.382  -133 

Rheinland-Pfalz -692  -172 

Saarland -224  -219 

Sachsen 211  51 

Sachsen-Anhalt 56  24 

Schleswig-Holstein -323  -114 

Thüringen -20  -9 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

 

 

3 Ausgaben der Kinder- und Jugendhilfe und 

Kindertagesbetreuung 

3.1 Zur Datenbasis 

In dieser Expertise werden die Ausgaben für die Kinder- und Jugendhilfe 

gemäß der Statistik der Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen Träger 

der Kinder- und Jugendhilfe (KJH-Ausgabenstatistik) dargestellt. Die KJH-

Ausgabenstatistik weist die Ausgaben und Einnahmen der Träger der öf-

fentlichen Kinder- und Jugendhilfe für Leistungen und Aufgaben der Kin-

der- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 

nach.8 Verbucht werden die kassenwirksamen Ausgaben oder Einnahmen 

ohne kalkulatorische Kosten, interne Leistungsverrechnungen oder durch-

laufende Gelder. Zuweisungen, Umlagen, Erstattungen und Darlehen der 

öffentlichen Haushalte untereinander (der sogenannte Zahlungsverkehr) 

werden in dieser Statistik, anders als in der Finanzstatistik („Jahresrech-

nungsergebnisse“) nicht erfasst. Auch sind Ausgaben für andere Einrich-

tungen, in denen Kinder im Vorschulalter betreut werden, zum Beispiel 

schulvorbereitende Einrichtungen oder heilpädagogische Tagesstätten, 

nicht enthalten. Ausgewiesen wird allein der Aufwand der jeweiligen Ge-

 

 
8  Vgl. im Einzelnen Franz-Josef Kolvenbach, Ausgaben der öffentlichen Hand für Kindertages-

betreuung, in: Wirtschaft und Statistik, Heft 11/2010, S. 1003 ff. 
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bietskörperschaft, der direkt für Leistungen an den sogenannten. Letztemp-

fänger erbracht wird. So meldet das Jugendamt die Ausgaben für Kinderta-

gesbetreuung, die es vom überörtlichen Träger erstattet bekommt. Der 

überörtliche Träger meldet diesen Betrag nicht als Ausgabe, das Jugendamt 

nicht als Einnahme. 

Die Jahresrechnungsstatistik der kommunalen Haushalte stellt Informa-

tionen über die verschiedenen Ausgabe- und Einnahmearten in den jeweili-

gen Aufgabenbereichen zur Verfügung. So wird bei den Ausgaben unter-

schieden nach Personalausgaben, Sachaufwand, Sachinvestitionen, laufende 

und vermögenswirksame Zahlungen an Dritte. Auch werden die Zahlungen 

der öffentlichen Haushalte untereinander ausgewiesen. Beim Zahlungsver-

kehr zwischen den öffentlichen Haushalten korrespondieren die Beträge 

beim leistenden und beim empfangenden Haushalt nicht immer. Die unter-

schiedliche Erfassung hat sachliche und zeitliche Gründe. Ein Beispiel soll 

die Unterschiede veranschaulichen: Im Jahre 2007 hat der Bund dem Son-

dervermögen „Kinderbetreuungsausbau“ 2,15 Mrd. € zugeführt, mit dem er 

sich im Zeitraum 2008 bis 2013 an den Investitionskosten der Tageseinrich-

tungen für unter Dreijährige beteiligt. In der Finanzstatistik wurde dieser 

Betrag 2007 als Ausgabe des Bundes verbucht. In der KJH-Aus-

gabenstatistik werden die (Teil-)Beträge erst dann zu finden sein, wenn sie 

endgültig von den Trägern ausgegeben werden. 

Eine weitere Quelle für Unterschiede zwischen beiden Statistiken liegt 

im unterschiedlichen Zeitpunkt der Meldung und statistischen Verarbeitung 

begründet. Die Daten zur KJH-Ausgabenstatistik werden bis spätestens 1. 

Mai des folgenden Jahres gemeldet, während die Jahresergebnisse der 

Rechnungsstatistik erst nach zwei Jahren vorliegen. Die Daten zur KJH-

Ausgabenstatistik werden von den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 

erfragt, die Daten der Finanzstatistik von den Kämmereien geliefert. Ob 

und inwieweit hier eine Abstimmung stattfindet, ist nicht bekannt. 

Einer Untersuchung des Statistischen Bundesamtes9 zufolge sind die Diffe-

renzen zwischen beiden Statistiken nicht sonderlich groß. Für 2006 wurden 

folgende Abweichungen ermittelt: 
 

Tabelle 2 Ausgabenstatistik der Kinder- und Jugendhilfe und  

Finanzstatistik der Kommunen im Vergleich (2006) 

 
KJH-Ausgabenstatistik 

in Mio. €  

Finanzstatistik 

in Mio. € 

 11.819 12.289 

abzgl. Doppelzählungen 154  

zzgl. nachträgliche Meldungen 435  

Summe 12.100 12.289 

 

 
9  Ebenda. 
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Die Differenz belief sich auf etwa 190 Mio. €. Dabei wurden verschiedene 

länderspezifische Besonderheiten bei der Zuordnung der Ausgaben berück-

sichtigt und die Ausgaben entsprechend bereinigt, was einen hohen 

Arbeitsaufwand mit sich brachte. Auch durch die Umstellung der Haus-

haltsführung von der Kameralistik auf die kaufmännische Buchführung 

(Doppik) wird die Vergleichbarkeit der Ergebnisse erschwert. 

 

 

3.2 Entwicklung in Deutschland 

Die Ausgaben der Kinder- und Jugendhilfe nehmen auf kommunaler Ebene 

einen dominanten Platz ein. Im Jahre 2009 gaben die Gemeinden knapp 27 

Mrd. € für diese Zwecke aus, dies waren rund 15 Prozent aller Ausgaben 

(Tabelle 3).10 Während die Gesamtausgaben der Gemeinden von 1992 bis 

2009 nur um knapp 28 Prozent expandierten, sind die Aufwendungen für 

die Kinder- und Jugendhilfe in diesem Zeitraum um 88 Prozent also mehr 

als dreimal so stark gestiegen. Dabei wird der überaus kräftige Zuwachs im 

Jahre 1992 in Höhe von 30 Prozent nicht berücksichtigt, da offensichtlich 

zu dem Zeitpunkt die Datenbasis verzerrt war, d. h. Institutionen oder 

Merkmale wohl noch nicht statistisch erfasst waren. Dies gilt auch für die 

Gemeindefinanzstatistik, da kurz nach der deutschen Vereinigung noch 

nicht alle Finanztransaktionen sachgerecht verbucht worden waren. 

Allerdings heißt dies nicht, dass die Gemeindehaushalte in dieser Höhe 

durch die Kinder- und Jugendhilfe belastet worden sind. Die Ausgaben 

werden auch von den anderen föderalen Ebenen, insbesondere den Län-

dern durch Zuweisungen, Umlagen u. ä. finanziert. Dies gilt insbesondere 

für die Kindertageseinrichtungen, deren Ausgaben zu 30 Prozent von ande-

ren Ebenen finanziert werden. Dies trifft für die Flächenstaaten zu, deren 

Gemeinden in der Kommunalfinanzstatistik erfasst werden. Nicht erfasst 

werden dort die Stadtstaaten. Die Hilfen und Einrichtungen der Stadtstaa-

ten werden im Gegensatz zur Kommunalfinanzstatistik jedoch in der KJH-

Ausgabenstatistik ausgewiesen (ebenso in der Statistik des öffentlichen Ge-

samthaushalts). 
  

 

 
10  In Abgrenzung der vierteljährlichen Kassenergebnisse. 
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Tabelle 3  Kommunale Ausgaben 2009 für Jugendhilfe in Mio. €
11

 

 

Folgt man den Ergebnissen der KJH-Ausgabenstatistik (Tabelle 3), so 

schlugen mit 10,4 Mrd. € im Jahre 2009 die Ausgaben für Einzel- und 

Gruppenhilfen zu Buche, während sich die kommunalen Aufwendungen in 

den verschiedenen Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe auf 16,5 

Mrd. € beliefen. Gegenüber 1992 bedeuten dies Zuwächse um 153 Prozent 

bzw. 62 Prozent, d. h. die Ausgaben für die Einrichtungen sind weit lang-

samer als für die Hilfen gestiegen. Insgesamt errechnet sich eine Zunahme 

um 88 Prozent. 

Bei den Hilfen fällt der starke Zuwachs für die Förderung von Kindern 

in Tageseinrichtungen und in Tagespflege ins Auge, die in diesem Bereich 

eine gewichtige Ausgabenkategorie darstellen. Aber auch die Hilfen zur 

Erziehung sind überaus stark expandiert (140 Prozent). Ihr Volumen hat 

inzwischen eine Größenordnung von 5,5 Mrd. € erreicht. Mehr als die Hälf-

te aller Ausgaben für Hilfen sind Hilfen für die Erziehung. Die Hilfen zur 

Erziehung stellen den gewichtigsten Posten innerhalb der verschiedenen 

Hilfen nach dem SGB VIII dar. In Krisensituationen bietet die Kinder- und 

Jugendhilfe verschiedene Unterstützungen an. Die Instrumente zur Vor-

beugung und Hilfestellung reichen von der Erziehungsberatung bis zur 

Heimerziehung. So werden erzieherische Hilfen in den Familien, also ambu-

lant, oder außerhalb des Elternhauses, also stationär oder teilstationär ge-

 

 
11  In Abgrenzung der Finanzstatistik. 

Kommunale Ausgaben Bereinigte  

Ausgaben 

Zahlungen von 

anderen Ebenen 

Jugendhilfe nach dem KJHG 8.093 522 

Jugendarbeit 471 58 

Jugendsozialarbeit u. ä. 65 16 

Förderung der Erziehung in den Familien 93 2 

Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 956 247 

Hilfe zur Erziehung 1.882 45 

Hilfen für junge Volljährige 500 8 

Adoptionsvermittlung, Amtspflegeschaft  37 0 

Übrige Hilfen 4.089 148 

Einrichtungen der Jugendhilfe 15.048 4.200 

Einrichtungen der Jugendarbeit 958 75 

Jugendwohnheime, Schülerheime u. ä. 29 6 

Einrichtungen der Familienförderung 8 1 

Einrichtungen für werdende Mütter 3 0 

Tageseinrichtung für Kinder 13.573 4.087 

Erziehungs-, Jugend-, Familienberatung 101 6 

Einrichtungen für Erziehungshilfe u. ä. 52 1 

Einrichtungen d. Mitarbeiterfortbildung 0 0 

Sonstige Einrichtungen 2.500 884 
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währt. Drei Viertel aller Hilfen werden innerhalb der Familie geleistet. An 

erster Stelle steht dabei die institutionelle Beratung, auf die rund die Hälfte 

aller Hilfen entfällt. Zu den erzieherischen Hilfen außerhalb des Eltern-

hauses zählen die Erziehung in einer Tagesgruppe, die Vollzeitpflege in 

einer anderen Familie, die Heimerziehung mit den sonstigen betreuten 

Wohnformen sowie die intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung. Es 

dominiert die Heimerziehung. 

Ins Gewicht fallen insbesondere die Aufwendungen für die Heimerzie-

hung und Erziehung in einer sonstigen betreuten Wohnform (2,9 Mrd. €), 

die mit einer Rate von 73 Prozent expandiert sind. Allerdings sind die ande-

ren Hilfen zur Erziehung zumeist weitaus kräftiger gestiegen. Dies betrifft 

insbesondere die sozialpädagogische Familienhilfe und die Hilfen für einen 

Erziehungsbeistand oder Betreuungshelfer, aber auch die Eingliederungshil-

fen für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche. 

Wenn die Ausgaben der Hilfen zur Erziehung so stark wie beschrieben 

gestiegen sind, so lag dies insbesondere an dem Anstieg der Fallzahlen. So 

hat sich von 1991 bis 2006 die Zahl der jungen Menschen mit Hilfen zur 

Erziehung je 10.000 der jeweiligen Bevölkerungsgruppe nahezu verdoppelt, 

wenn man die Altersgruppe der unter 18-Jährigen zugrunde legt: 1991 wur-

den 206 gezählt, 2006 waren es 409 junge Menschen, denen Hilfe geleistet 

wurde.12 Dieser Trend hat in den letzten Jahren angehalten. Während im 

Jahre 2007 noch fast 367.000 junge Menschen im Alter unter 18 Jahren da-

mit begonnen hatten, eine Hilfe/Beratung in Anspruch zu nehmen, waren 

es 2009 bereits knapp 392.000, was einer Zunahme um 6,9 Prozent ent-

sprach. Als Gründe für die Expansion werden die gesellschaftlichen Ver-

änderungsprozesse (zunehmende Arbeitslosigkeit, prekäre Beschäftigungs-

verhältnisse) und deren destabilisierenden Wirkungen auf Familien genannt, 

aber auch die individuelle Überforderung von Eltern. Zudem wird ver-

mutet, dass die Leistungsangebote der Kinder- und Jugendhilfe, insbeson-

dere im ambulanten Bereich, häufig als Unterstützung empfunden und   

daher mehr nachgefragt werde.13 

In der Unterteilung der Ausgaben nach Art der Einrichtungen zeigt sich, 

dass im Jahre 2009 allein 14,4 Mrd. €, das waren 87 Prozent aller Ausgaben, 

auf die Tageseinrichtungen für Kinder entfielen. Aufgrund des hohen Ge-

wichts hat ihre Entwicklung den Anstieg der Ausgaben in den Einrichtun-

gen geprägt. Von 1992 bis 2009 sind die Ausgaben in den Tageseinrichtun-

gen um 80 Prozent expandiert, für alle Einrichtungen errechnet sich ein 

Zuwachs um 62 Prozent. Besonders rasant sind die Ausgaben in den Tages-

einrichtungen seit 2007 gestiegen, hier lagen die jährlichen Zuwachsraten 

bei 14, 8 und 12 Prozent. Ein Teil der Ausgaben wird durch Gebühren und 

Beiträge finanziert. Die meisten Gebühren und Beiträge werden im Bereich 

der Tageseinrichtungen für Kinder vereinnahmt, 2009 waren es 1,65 Mrd. €, 

dies entsprach 11 Prozent aller Ausgaben. 

Von allen Ausgaben der Gemeinden für die Kinderbetreuung fließt der 

 

 
12  Vgl. Statistisches Bundesamt, 16 Jahre Kinder- und Jugendhilfegesetz in Deutschland, Wies-

baden 2008. S. 5. 

13  Ebenda. 
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größte Teil in Form von Zuweisungen an die freien Träger, nämlich 47,8 

Prozent (Tabelle 4). An zweiter Stelle folgen die Personalausgaben für die 

Einrichtungen in eigener Trägerschaft, ihr Anteil beläuft sich auf 34,1 Pro-

zent. Die sächlichen Verwaltungsausgaben (Mieten und Pachten, Unterhal-

tung und Bewirtschaftung der Grundstücke, Geschäftsbedarf u. a.) schlagen 

mit 9,9 Prozent zu Buche, während 8,2 Prozent der Ausgaben investiven 

Charakter besitzen. 

 

 

3.3 Ausgaben für Kinderbetreuung nach Ländern 

In der Unterteilung nach Ländern zeigt sich, dass die Ausgaben für Kinderbe-

treuung im Jahre 2009 in Sachsen mit 275 € je Einwohner am höchsten wa-

ren (Tabelle 5). Es folgen Berlin (267 €), Hamburg (258 €) und Branden-

burg (256 €). Am Ende der Skala finden sich Schleswig-Holstein (143 €) 

und Niedersachsen (160 €). Im Durchschnitt der Länder schlugen die Aus-

gaben für die Kinderbetreuung mit 199 € je Einwohner zu Buche. Die Dif-

ferenzen zwischen den Ländern waren also zum Teil beträchtlich. Die in 

der Statistik und auch in der Tabelle ausgewiesene Trennung der Ausgaben 

in Hilfen an Kindertageseinrichtungen und Ausgaben der Kindertagesein-

richtungen gibt auch Aufschluss über die Organisation der Kinderbetreu-

ung: So sind die niedrigen Ausgaben der Tageseinrichtungen für Kinder in 

Berlin darauf zurückzuführen, dass der Stadtstaat kaum noch Kindertages-

einrichtungen in eigener Trägerschaft unterhält und die Ausgaben in Form 

von Hilfen an diese Einrichtungen im Berliner Haushalt verbucht werden. 

In fast allen Bundesländern sind in den letzten Jahren die Ausgaben für 

die Kinderbetreuung kräftig ausgeweitet worden. Zwischen 2007 – ältere 

Daten stehen nicht zur Verfügung – und 2009 wurden im Bundesdurch-

schnitt die Ausgaben um über 22 Prozent erhöht. Am stärksten war mit 36 

Prozent der Zuwachs in Bayern, das seinerzeit die niedrigsten Pro-Kopf-

Ausgaben aufwies, dicht gefolgt von Schleswig-Holstein, der Nachholbedarf 

dort also am höchsten war. Im Gegensatz zu Bayern hat Schleswig-Holstein 

seine Ausgaben nur vergleichsweise wenig angehoben. Überdurchschnittlich 

hoch waren die Zuwachsraten in Sachsen, Brandenburg, Berlin und Sach-

sen-Anhalt, also in Ländern, in denen die Zahl der in Tageseinrichtungen 

betreuten Kinder ohnedies (relativ betrachtet) hoch ist. 

Bezieht man die Zahl der in Tageseinrichtungen betreuten Kinder auf 

die Zahl der Einwohner eines Landes, so zeigt sich, dass die ostdeutschen 

Länder mit Abstand die höchsten Werte aufweisen (Tabelle 6). Mit 6,1 Pro-

zent war im Jahre 2010 der Anteil der Kinder, die betreut werden, in Sach-

sen am höchsten. Es folgen Brandenburg (5,9%), Sachsen-Anhalt (5,5%) 

und Mecklenburg-Vorpommern (5,4%). Lediglich Thüringen fällt ab und 

liegt mit 3,7 Prozent knapp unter dem Bundesdurchschnitt (3,8%). Von den 

westdeutschen Ländern sticht Hamburg mit einer Quote von 4,2% heraus. 

Die bevölkerungsreichen Länder Baden-Württemberg und Bayern liegen 

knapp, Nordrhein-Westfalen sogar deutlich unter dem Bundesdurchschnitt.  

Relativ groß sind die Unterschiede in der Betreuung der Kinder unter drei 
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Jahre. Im Bundesdurchschnitt beträgt die Quote, bezogen auf die Ein-

wohnerzahl, ein halbes Prozent. Am höchsten ist sie mit 1,2 Prozent in 

Sachsen-Anhalt, gefolgt von Berlin (1,1%) und Brandenburg (1,0%), am 

niedrigsten in Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, Niedersachsen und 

Bremen, deren Werte um 0,3 Prozentpunkte schwanken. Bayern und  Ba-

den-Württemberg liegen in diesem Segment knapp unter dem Bundes-

durchschnitt. Sehr viel höher ist der Anteil der betreuten Kinder im Alter 

von drei bis unter sieben Jahre: Im Bundesdurchschnitt beträgt er 2,7 Pro-

zent, am höchsten ist er in Hessen und Baden-Württemberg mit jeweils 2,9 

Prozent, am niedrigsten in den drei Stadtstaaten und Brandenburg mit 2,3 

Prozent bzw. 2,5 Prozent. 

Ähnliche Diskrepanzen zwischen den Ländern errechnen sich, wenn 

man nicht die Zahl der Einwohner insgesamt, sondern die Einwohner in 

den jeweiligen Altersgruppen als Bezugspunkt wählt. Bei den Drei- bis unter 

Siebenjährigen sind die Unterschiede merklich kleiner als in der Gruppe der 

unter Dreijährigen. So werden in Sachsen-Anhalt mehr als die Hälfte der 

unter Dreijährigen in Kindertages-einrichtungen betreut, in Brandenburg 

und Thüringen sind es immerhin noch 44 Prozent (gefolgt von Mecklen-

burg-Vorpommern, Berlin und Sachsen), während Nordrhein-Westfalen, 

Schleswig-Holstein, Niedersachsen und auch Bremen mit lediglich 10 Pro-

zent bis 13 Prozent besonders niedrige Quoten in dieser Altersgruppe auf-

weisen. Der Bundesdurchschnitt liegt bei knapp 20 Prozent. In der Gruppe 

der Drei- bis unter Siebenjährigen variieren die Quoten zwischen 69 Pro-

zent (Hamburg) und 88 Prozent (Sachsen); im Durchschnitt beläuft sich die 

Quote auf 80 Prozent. 

Ebenfalls große Unterschiede treten zutage, wenn man den Betreuungsum-

fang zugrunde legt. Im Bundesdurchschnitt halten sich Ganztagsbetreuung 

und die Betreuung zwischen fünf und sieben Stunden mit jeweils knapp ein 

Drittel die Waage, während die Betreuung der Kinder im Umfang von bis 

zu fünf Stunden mit 27 Prozent zu Buche schlägt. Von vergleichsweise ge-

ringer Bedeutung ist das Merkmal „Vor- und nachmittägliche Betreuung 

ohne Mittagsbetreuung“ (7%). In Niedersachsen, Schleswig-Holstein und in 

Hamburg weist die Betreuung bis zu fünf Stunden mit 62, 51 und 50 Pro-

zent besonders hohe Werte auf, während Thüringen (6%), Berlin, Baden-

Württemberg und Nordrhein-Westfalen mit jeweils rund 10 Prozent sich 

am anderen Ende der Skala wiederfinden. Auch in der Ganztagsbetreuung 

sind die Unterschiede groß. Diese (aufwendige) Betreuungsform spielt be-

sonders in Thüringen (88%) und Berlin (60%) eine herausragende Rolle; 

auch in Sachsen ist der Anteil mit 41 Prozent überdurchschnittlich hoch. 

Im Bundesdurchschnitt beträgt der Anteil der Ganztagsbetreuung knapp 

ein Drittel. Die Betreuung zwischen fünf und sieben Stunden spielt eine 

große Rolle in Baden-Württemberg (48%), aber auch das Saarland, Bayern, 

Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommern weisen mit knapp 

über bzw. unter 40 Prozent hohe Werte auf. Besonders in Thüringen, aber 

auch in Sachsen-Anhalt und Hamburg ist dieses Merkmal nur von geringer 

Bedeutung.  

 

Insgesamt hat im Zeitraum 2006 bis 2010 die Zahl der in Tageseinrichtun-
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gen betreuten Kinder von 2,954 auf 3,078 Mio. Kinder zugenommen; dies 

war ein Zuwachs um 4,2 Prozent. In der gleichen Zeit ist die Zahl der in 

Tageseinrichtungen tätigen Personen von 415.000 auf 490.000 gestiegen, 

was eine Zunahme um 18 Prozent bedeutete. Dadurch hat sich rein rechne-

risch die Betreuungsrelation deutlich verbessert14: Während 2006 auf einen 

Beschäftigten noch 7,1 Kinder kamen, waren es 2010 nur noch 6,3 Kinder. 

Allerdings hat sich die Beschäftigungsausweitung primär im Bereich der 

Teilzeitarbeit vollzogen, so dass die Verbesserung der Betreuungsrelationen 

überzeichnet ist. Die einzelnen Länder weisen folgende Relationen auf:  

Tabelle 4 Betreuungsrelation in Kindertageseinrichtungen im Ver-

gleich der Jahre 2008 und 2010 

(Anzahl der Kinder pro Beschäftigte/er) 

 2008 2010 

Deutschland 6,8 6,3 

Baden-Württemberg 6,7 6,0 

Bayern 7,2 6,6 

Berlin 5,8 5,6 

Brandenburg 9,8 8,6 

Bremen 5,1 4,8 

Hamburg 5,9 5,7 

Hessen 5,8 5,4 

Mecklenburg-Vorpommern 8,1 7,9 

Niedersachsen 6,5 6,0 

Nordrhein-Westfalen 6,7 5,9 

Rheinland-Pfalz 5,3 5,0 

Saarland 6,8 5,9 

Sachsen 8,9 8,6 

Sachsen-Anhalt 8,2 8,2 

Schleswig-Holstein 6,5 6,1 

Thüringen 6,4 6,1 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Mit Ausnahme Sachsen-Anhalts hat sich in den letzten Jahren überall die 

Betreuungsrelation verbessert. Am niedrigsten ist der Wert in Bremen, ge-

folgt von Rheinland-Pfalz. Am ungünstigsten ist die Lage in Sachsen,  

Brandenburg und Sachsen-Anhalt. Die hohen Betreuungsquoten in Ost-

deutschland werden mit ungünstigeren Betreuungsrelationen erkauft.  

Alles in allem zeigt sich, dass in den letzten Jahren in der Kinder-

betreuung große Fortschritte erzielt worden sind. Die Zahl der betreuten 

Kinder ist gestiegen, insbesondere im Bereich der unter dreijährigen Kinder 

hat sich die Situation erheblich verbessert, hier hat zwischen 2010 und 2008 

 

 
14  Neben der Qualifikation ist der Personalschlüssel ein wichtiges Kriterium zur Beurteilung der 

Betreuung in den Kindertageseinrichtungen. In den oben ausgewiesenen Betreuungsrelati o-

nen schlägt sich sowohl die Zahl der pädagogisch tätigen Personen wie auch die Zahl der 

Stellen des Verwaltungspersonals nieder. 
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die Zahl der betreuten Kinder um 28 Prozent zugenommen. Besonders 

rasant war der Zuwachs in den westdeutschen Ländern, in denen bislang 

weit weniger Kinder, relativ gesehen, betreut werden als in Ostdeutschland. 

Auch die Betreuungsrelationen sind heute günstiger als noch vor wenigen 

Jahren. 

 

3.4 Ausgaben für Hilfen zur Erziehung nach 

Ländern 

Im Bundesdurchschnitt wurden 2009 für Hilfen zur Erziehung fast 68 € je 

Einwohner aufgewendet (Tabelle 7). Ein Blick auf die einzelnen Länder 

zeigt große Unterschiede. Die höchsten Pro-Kopf-Werte weisen die Stadt-

staaten auf; an der Spitze Bremen, dessen Ausgaben mit 137 € doppelt so 

hoch wie der Durchschnitt sind, gefolgt von Berlin (113 €) und Hamburg 

(101 €). Am unteren Ende der Skala befindet sich mit 40 € je Einwohner 

Thüringen, dicht gefolgt von Sachsen, Bayern und Baden-Württemberg.  

Der gewichtigste Ausgabeposten innerhalb der Hilfen zur Erziehung 

sind die Aufwendungen für die Heimerziehung. Im Bundesdurchschnitt 

errechnen sich 35 € pro Kopf der Bevölkerung. Besonders hoch, nämlich 

fast doppelt so hoch sind sie in Berlin (64 €). Überdurchschnittliche Werte 

finden sich auch in Hamburg, Bremen und dem Saarland mit mehr als 50 € 

je Einwohner. Am niedrigsten sind die Aufwendungen in Baden-

Württemberg (19 €), dicht gefolgt von Thüringen,    Bayern und Sachsen. 

Sehr große Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern zeigen sich bei 

den Eingliederungshilfen für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche, 

die im Bundesdurchschnitt mit 8,12 € je Einwohner zu Buche schlugen. In 

Bayern und Hessen standen für diese Hilfe jeweils über 12 € je Einwohner 

zu Buche, während Hamburg hierfür so gut wie keine Mittel verausgabte. In 

Berlin und Sachsen-Anhalt wichen die Pro-Kopf-Ausgaben mit 3,27 € bzw. 

3,59 € ebenfalls weit vom Durchschnitt nach unten ab. Ähnlich ist der Be-

fund der Hilfen für junge Volljährige: Im Bundesdurchschnitt wurden je 

Einwohner 6,05 € ausgegeben, doch lagen die Werte in Hamburg (16,55 €), 

Bremen (12,37 €) und Hessen (12,05 €) weit über und in Berlin (1,22 €), 

Sachsen (1,66 €) und Thüringen (2,17 €) weit unter dem Durchschnitt. 

Die Unterschiede in den Pro-Kopf-Ausgaben schlagen sich nur bedingt 

in der Relation begonnene Hilfen/Beratungen insgesamt je 1.000 Einwoh-

ner nieder. Offensichtlich ist diese Kennziffer nur sehr eingeschränkt ge-

eignet, ein hinreichendes Maß für die „Erklärung“ der Ausgabenunterschie-

de zu sein. Dies dürfte darauf zurückzuführen sein, dass sich hinter den 

begonnen Hilfen/Beratungen Maßnahmen verbergen, die unterschiedlich 

kostenintensiv sind. So verursacht ein Heimplatz weit höhere Kosten als 

eine präventive Beratung. Insgesamt schwanken die Werte der Kennziffer 

weit weniger als die Pro Kopf-Ausgaben. Im Bundesdurchschnitt beläuft 

sich der Wert der begonnenen Hilfen/Beratungen insgesamt je 1.000 Ein-

wohner auf 5,85, wobei die größte Abweichung nach oben Schleswig-

Holstein (7,44) und Berlin (7,26) verzeichnen, während am unteren Ende 
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der Skala Mecklenburg-Vorpommern (4,42) und das Saarland (4,41) rangie-

ren. 

 

 

3.5 Künftige Entwicklungstendenzen in der 

Kinderbetreuung 

Bund, Länder und Kommunen waren im Jahre 2007 überein gekommen, 

bundesweit bis 2013 für 35 Prozent der Kinder unter drei Jahren ein Ange-

bot zur Kindertagesbetreuung zu schaffen. Das Ende 2008 in Kraft getrete-

ne Kinderförderungsgesetz (KiföG) sieht zudem ab 2013 einen Rechtsan-

spruch auf einen Betreuungsplatz für Kinder ab Vollendung des ersten Le-

bensjahres vor. Vor diesem Hintergrund hat das Statistische Bundesamt in 

einer Modellrechnung versucht, den zusätzlichen Betreuungsbedarf für 

Kinder unter drei Jahren in den einzelnen Ländern zu ermitteln.15  

Die Modellrechnung beruht auf den Ergebnissen der Statistik zur Kin-

dertagesbetreuung 2009 und den Ergebnissen der 12. Bevölkerungsvoraus-

berechnung des Statistischen Bundesamtes. Danach werden gemäß den 

Annahmen der mittleren Variante Ende 2012 insgesamt knapp zwei Millio-

nen Kinder unter drei Jahren in Deutschland leben, davon 1,6 Millionen in 

Westdeutschland (ohne Berlin) und 282.000 in Ostdeutschland (ohne Ber-

lin). Soll die angestrebte Betreuungsquote von mindestens 35 Prozent im 

Jahr 2013 in jedem einzelnen Bundesland erreicht werden, müssen in den 

westdeutschen Ländern 559.000 Betreuungsplätze geschaffen werden. Im 

Jahre 2009 besuchten 238.000 Kinder unter drei Jahren eine Betreuungsein-

richtung. Bis 2013 müssen somit insgesamt 320.000 zusätzliche Betreu-

ungsplätze für Kinder unter drei Jahren geschaffen werden; dies be-deutet 

eine Steigerung um 134 Prozent. Für die ostdeutschen Länder, in denen die 

Betreuungsquote bereits 2009 bei über 35 Prozent lag, wird in der Modell-

rechnung unterstellt, dass die Zahl der betreuten Kinder auf dem Niveau 

von 2009 verharrt. Wenn die Betreuungsquoten in den westdeutschen Län-

dern auf jeweils 35 Prozent steigen und die Zahl der betreuten Kinder in 

den ostdeutschen Ländern sowie in Berlin konstant bleibt, erhöht sich die 

Betreuungsquote bis zum Jahr 2013 insgesamt sogar auf 37,3 Prozent. Dies 

bedeutet, dass infolge der schon jetzt relativ hohen Betreuungsquoten in 

Ostdeutschland und Berlin das bundesweite Betreuungsziel von 35 Prozent 

auch dann erreicht werden kann, wenn in einigen westdeutschen Ländern 

das Ziel unterschritten wird. 
  

 

 
15  Vgl. Statistisches Bundesamt, Modellrechnung zum Ausbaubedarf bei Kindertagesbetreuung 

in den Ländern bis 2013, Pressemitteilung Nr. 158 vom 3.5.2010. 
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Tabelle 5 Ausbaubedarf der Kindertagesbetreuung für Kinder unter  

drei Jahren 

 Quote 2009  „Soll" 2013 Ausbaubedarf 

    Plätze 

Baden-Württemberg 15,8 35,0 50.128 

Bayern 15,7 35,0 58.706 

Bremen 13,7 35,0 3.506 

Hamburg 22,2 35,0 6.479 

Hessen 16,3 35,0 27.001 

Niedersachsen 11,9 35,0 41.737 

Nordrhein-Westfalen 11,5 35,0 100.053 

Rheinland-Pfalz 17,5 35,0 15.929 

Saarland 15,1 35,0 3.981 

Schleswig-Holstein 14,3 35,0 13.044 

Brandenburg 48,3 51,7 - 

Mecklenburg-Vorpommern 49,5 51,9 - 

Sachsen 40,1 41,3 - 

Sachsen-Anhalt 55,1 59,6 - 

Thüringen 42,8 46 - 

Berlin 41,5 41,9 - 

Insgesamt 20,2 37,3 320.564 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Welche Kosten kommen auf die Kommunen in den jeweiligen Ländern zu, 

wenn der geschätzte Ausbaubedarf bis 2013 realisiert wird? Diese Frage 

lässt sich nur sehr grob beantworten, da keine detaillierten Daten über die 

aktuelle Kostenstrukturen in den jeweiligen Einrichtungen verfügbar sind 

und nicht abgeschätzt werden kann, wie hoch die Ausgaben je betreutes 

Kind in den jeweiligen Altersgruppen sind. Die Daten lassen nur eine Be-

rechnung der Ausgaben je betreutes Kind insgesamt zu. Im Jahre 2009 fie-

len in den einzelnen Ländern je betreutes Kind Ausgaben in folgender Hö-

he an (€): 
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Tabelle 6 Ausgaben im Jahr 2009 pro betreutes Kind  

 € 

Deutschland 5.318 

Baden-Württemberg 5.064 

Bayern 4.948 

Berlin 7.819 

Brandenburg 4.450 

Bremen 6.197 

Hamburg 6.539 

Hessen 6.188 

Mecklenburg-Vorpommern 3.575 

Niedersachsen 4.754 

Nordrhein-Westfalen 6.034 

Rheinland-Pfalz 5.795 

Saarland 5.498 

Sachsen 4.678 

Sachsen-Anhalt 4.147 

Schleswig-Holstein 4.344 

Thüringen 5.417 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt 

 

Diese Ausgaben spiegeln die in den einzelnen Ländern gegebene Betreu-

ungsstruktur wider, also Zahl der Kinder, Betreuungsumfang und Betreu-

ungsrelationen. Auch Unterschiede in der  tariflichen Eingruppierung oder 

bei den Unterbringungskosten ebenso wie in der Effizienz des Mitteleinsat-

zes spielen eine Rolle. Die verfügbaren Informationen lassen es nicht zu, 

diese Einflussfaktoren gemäß ihrer Bedeutung zu gewichten. Gleichwohl 

vermögen die Daten eine grobe Einschätzung über den künftigen Einsatz 

an finanziellen Ressourcen in der Kinderbetreuung zu geben. Legt man die-

se Daten einer Berechnung der künftigen Ausgaben für die Kinderbetreu-

ung zugrunde, so bedeutet dies, dass der Ausbau der Kinderbetreuung sich 

am Status quo in den einzelnen Ländern orientiert.  

Durch Multiplikation der Ausgaben je betreutes Kind mit dem Ausbau-

bedarf an Plätzen für die Betreuung der unter dreijährigen Kinder ergibt 

sich die Größenordnung der bis 2013 anfallenden zusätzlichen Ausgaben in 

diesem Segment. Auf die ostdeutschen Länder einschließlich Berlin kämen 

keine zusätzlichen Belastungen zu, da diese Länder bereits heute die 

„Norm“ erfüllen. Insgesamt errechnen sich auf der Basis von 2009 zusätzl i-

che Ausgaben in Höhe von etwa 1,7 Mrd. €. Unterstellt man, dass sich die 

Ausgaben über die Jahre gleichmäßig verteilen, der Ausbau also stetig von-

statten geht, errechnen sich Mehrbelastungen von 425 Mio. € pro Jahr. 

Allerdings müssen auch die Preissteigerungen bzw. Tarifsteigerungen be-

rücksichtigt werden. Setzt man hierfür eine Rate von 2 Prozent pro Jahr an, 

so erhöhen sich die Ausgaben auf 435 Mio. € (2010), 445 Mio. € (2011), 455 

Mio. € (2012) und 465 Mio. € im Jahre 2013. Es sei nochmals darauf hinge-

wiesen, dass es sich hierbei um eine nur grobe Abschätzung der zusätzl i-

chen Belastungen handelt. Auf die westdeutschen Länder kämen - ohne 

Preissteigerungen - überschlägig folgende Ausgaben zu (Mio. €): 
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Tabelle 7 Geschätzte Kosten für den Kindertagesbetreuungsausbau 

für unter Dreijährige in den westlichen Bundesländer 

 in Mio. € 

Deutschland 1.705 

Baden-Württemberg 254 

Bayern 290 

Bremen 22 

Hamburg 42 

Hessen 167 

Niedersachsen 198 

Nordrhein-Westfalen 604 

Rheinland-Pfalz 92 

Saarland 22 

Schleswig-Holstein 57 

 

Für den Fall, dass für die Gruppe der Drei- bis unter Siebenjährigen in den 

kommenden Jahren das Betreuungsangebot auf 100 Prozent ausgeweitet 

werden soll, errechnen sich knapp 2,9 Mrd. €, also rund 720 Mio. € pro 

Jahr: 

Tabelle 8 Zusätzliche Kosten für den Kindertagesbetreuungsausbau 

der Drei- bis unter Siebenjährige auf 100 % 

 

Unter Berücksichtigung der Preissteigerungen ergeben sich in den jeweil i-

gen Jahren 735 Mio. €, 750 Mio. €, 765 Mio. € und 780 Mio. €. In der 

Summe müssten die Kommunen im ersten Jahr 1.170 Mio. €, im zweiten 

1.195 Mio. €, im dritten 1.220 Mio. € und im vierten Jahr 1.245 Mio. € zu-

sätzlich für die Kinderbetreuung aufwenden. Wie bereits erwähnt, erhalten 

 
Zahl der Kinder 

Ausgaben je 

Kind in € 

Ausgaben  

insges. in Mio. € 

Deutschland  544.426 5.318 2.895 

Baden-Württemberg  74.178 5.064 376 

Bayern  101.161 4.948 501 

Berlin  27.769 7.819 217 

Brandenburg  14.064 4.450 63 

Bremen  4.658 6.197 29 

Hamburg  19.065 6.539 125 

Hessen  36.312 6.188 225 

Mecklenburg-Vorpommern  6.544 3.575 23 

Niedersachsen  52.210 4.754 248 

Nordrhein-Westfalen  128.197 6.034 774 

Rheinland-Pfalz  22.505 5.795 130 

Saarland  4.603 5.498 25 

Sachsen  15.041 4.678 70 

Sachsen-Anhalt  8.577 4.147 36 

Schleswig-Holstein  20.959 4.344 91 

Thüringen  8.583 5.417 46 
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sie für die Finanzierung des Ausbaus der Kinderbetreuungseinrichtungen 

vom Bund (über die Länder) im Zeitraum 2009 bis 2013 Mittel in Höhe von 

4 Mrd. €, also 800 Mio. € pro Jahr. Das bedeutet, dass sich der Bund über-

schlägig mit zwei Dritteln an den zusätzlichen Aufwendungen der Gemein-

den für den Ausbau der Kinderbetreuung beteiligt. Hinzu kommen noch 

die Mittel aus den Konjunkturprogrammen. Von 2014 an will der Bund die 

Länder jährlich mit 770 Mio. € unterstützen, damit diese den Gemeinden 

weitere Mittel zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung in die Hand ge-

ben.16 Die Frage ist, ob die Finanzausstattung der Gemeinden in den kom-

menden Jahren ausreicht, um diese verbleibenden zusätzlichen Belastungen 

verkraften zu können. 

 

 

3.6 Künftige Entwicklungstendenzen bei den Hilfen 

für die Erziehung 

Anders als bei der Kinderbetreuung existieren bei den Hilfen für die Erzie-

hung keine von der Politik formulierten Zielvorstellungen, die als Maßstab 

für künftige Entwicklungstendenzen dienen können. Deshalb erscheint es 

sinnvoll, sich hier an den Trends in der Vergangenheit zu orientieren. Auch 

in Zukunft kann mit einer überdurchschnittlichen Expansion  bei den Hi l-

fen für die Erziehung und auch den anderen Hilfen für junge Menschen 

gerechnet werden. Allerdings lässt sich eine konkrete Zahl nicht benennen, 

da es keine eindeutigen Kriterien gibt, anhand derer sie abgeleitet werden 

könnte. Eine Möglichkeit wäre, die Entwicklung der begonnenen Hil-

fen/Beratungen in den letzten Jahren zu Rate zu ziehen und diese fortzu-

schreiben. Hierbei wäre eine jährliche Rate von etwa 4 Prozent zugrunde zu 

legen. Auf eine Differenzierung nach Hilfearten sollte verzichtet werden; 

dies hätte lediglich eine Scheingenauigkeit in der Projektion zur Folge. 

Vielmehr ist es ratsam, konstante Strukturen zu unterstellen, was impliziert, 

dass keine Effekte zu berücksichtigen sind, die aus unterschiedlichen Kos-

tensätzen bei den verschiedenen Hilfearten resultieren. Wohl aber müssen 

auch hier die allgemeinen Einkommenssteigerungen für diejenigen Er-

werbstätigen berücksichtigt werden, die in den jeweiligen Institu-

tionen/Beratungsstellen beschäftigt sind. Hierfür wird man – in Abhängig-

keit von der wirtschaftlichen Entwicklung – eine jährliche Rate von knapp 

zwei bzw. knapp drei Prozent unterstellen können.17 Dies bedeutet: Auch in 

Zukunft müssen die Ausgaben der Kommunen für die Hilfen zur Erzie-

hung überdurchschnittlich und kräftig ausgeweitet werden; eine Rate von 

sechs bis sieben Prozent erscheint durchaus möglich. Zuletzt betrug das 

Volumen dieser Hilfen 5,5 Mrd. €, d. h. diese Raten implizieren einen jähr-

lichen Mehraufwand von reichlich 300 Mio. €. 

 

 
16  Vgl. Zweiter Zwischenbericht der Bundesregierung zur Evaluation des Kinderförderungsge-

setzes, S. 1.  

17  Vgl. Kapitel 4.1. 
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4 Perspektiven der Gemeindefinanzen 

4.1 Eine Projektion 

Grundlage jeder Projektion der gemeindlichen Finanzströme sind Annah-

men über die wirtschaftliche Entwicklung. Anhand dieser Vorgaben können 

die Steuereinnahmen und die Einnahmen aus dem kommunalen Finanzaus-

gleich vorausgeschätzt werden. Die vorliegende Schätzung basiert im We-

sentlichen auf den Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 18 

vom Mai dieses Jahres. Dabei wird im jährlichen Durchschnitt für alle Jahre 

mit einer nominalen Steigerung des BIP um jeweils 3,5 Prozent gerechnet: 

Bei einem jahresdurchschnittlichen Wachstum von 1,5 Prozent beträgt die 

Preissteigerungsrate etwa zwei Prozent; diese Rate entspricht der sog. Ziel-

inflationsrate der Europäischen Zentralbank.19 Eine Krise ähnlich der von 

2009 ist nicht unterstellt. Aufgrund der jüngsten Entwicklungen ist aber die 

Wahrscheinlichkeit gestiegen, dass die mittelfristigen Entwicklungsperspek-

tiven skeptischer zu beurteilen sind. Deshalb wird in einem zweiten Szena-

rio mit einem nominalen Zuwachs um zwei Prozent pro Jahr gerechnet.20 

Die Steigerung des nominalen BIP um 3,5 pro Jahr bedeutet für das 

Steueraufkommen von Bund, Ländern und Gemeinden, aufgrund der 

unterstellten (und empirisch abgesicherten) Elastizität von 1,06, einen Zu-

wachs um 3,7 Prozent im Jahresdurchschnitt. Eine schwächere wirtschaftli-

che Entwicklung hätte gravierende Folgen für das Steueraufkommen: Bei 

einer gesamtwirtschaftlichen Rate von zwei Prozent würde das Steuerauf-

kommen nur noch um 2,1 Prozent pro Jahr steigen. Die Einnahmen aus 

dem kommunalen Finanzausgleich sind an die Entwicklung des Steuerauf-

kommens (der Länder) gekoppelt. 

Auf der Ausgabenseite spielen die Tarifanhebungen im öffentlichen 

Dienst eine große Rolle. Sie dürften hinter dem gesamtwirtschaftlichen Ver-

teilungsspielraum zurückbleiben; dieses Bild entspricht den Erfahrungen in 

der Vergangenheit. Im öffentlichen Dienst ist die Produktivitätsentwicklung 

schwächer als die im Verarbeitenden Gewerbe und auch bei den privaten 

Dienstleistungen; zudem ist auf die Arbeitsplatzsicherheit im öffentlichen 

 

 
18  Der Arbeitskreis Steuerschätzungen ist ein Beirat beim Bundesministerium der Finanzen, der 

damit beauftragt ist, zweimal im Jahr die Entwicklung der Steuereinnahmen zu prognostizie-

ren; im Mai wird das Steueraufkommen für einen mittelfristigen Zeitraum geschätzt, das als 

Grundlage für die mittelfristige Finanzplanung dient. Dem Arbeitskreis gehören nicht nur Ve r-

treter der Bundes- und Länderministerien an, auch die wirtschaftswissenschaftlichen For-

schungsinstitute und die Bundesbank sind Mitglieder in diesem Gremium. Grundlage der Pro-

gnose sind die gesamtwirtschaftlichen Eckdaten, die von der Bundesregierung vorgegeben 

werden. 

19  Diese Rate steht mit den Zielen der Geldpolitik in Einklang. 

20  Unterstellt wird nur noch ein reales Wachstum von einem Prozent. Geringeres Wachstum 

dämpft die Lohnforderungen und den Nachfragedruck, so dass auch der Preisanstieg sich ab-

schwächt. In beiden Varianten wird auf eine Modellierung des Konjunkturverlaufs verzichtet 

und mit jahresdurchschnittlichen Zuwachsraten gerechnet. 
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Dienst zu verweisen. In der Projektion ist eine Tarifanhebung um 2,7 Pro-

zent pro Jahr von 2012 an für die Beschäftigten von Bund, Ländern und 

Gemeinden kalkuliert. Im Jahre 2011 schlägt die Tariferhöhung insgesamt 

mit weniger als ein Prozent zu Buche.21 Unterstellt wird ferner, dass mit 

Ausnahme der Kinderbetreuung sich der Personalstand bei den Gemeinden 

nicht erhöht. In der Projektion werden die zusätzlichen Ausgaben für die 

Kinderbetreuung nicht in den einzelnen Ausgabearten „verbucht“, sondern 

als Block ausgewiesen, weil für eine detaillierte Erfassung keine Informatio-

nen vorliegen (gleiches gilt für die Einnahmen, wobei unterstellt ist, dass die 

Länder die Zahlungen, die der Bund von 2014 an in Höhe von 770 Mio. € 

leistet, an die Gemeinden weiterleitet).22 Bei den Transferausgaben wird 

angenommen, dass sie sich überdurchschnittlich zum allgemeinen Ein-

kommensanstieg entwickeln. Wie erwähnt, ist allein bei den Hilfen zur Er-

ziehung ein jährliches Plus um sieben bzw. sechs Prozent (Variante II) 

unterstellt. Die kommunalen Investitionsausgaben richten sich nach den 

Finanzierungsspielräumen: Je besser die finanziellen Perspektiven, umso 

mehr Investitionsprojekte werden realisiert und vice versa. In Variante I 

werden sie deutlich zurückgefahren, weil die kommunale Finanzlage es  

gebietet. Trotz der massiven Kürzung der Investitionsausgaben – der Be-

reich Kinderbetreuung bleibt annahmegemäß davon ausgenommen – wer-

den die kommunalen Haushalte erst 2014 mit einem geringfügigen Über-

schuss abschließen. Er fällt 2015 nur unwesentlich höher aus. Allerdings ist 

der Rückgang der Investitionsausgaben auch dem hohen Ausgangsniveau 

infolge der Konjunkturprogramme geschuldet.  

In Variante II stellt sich die kommunale Finanzlage noch deutlich un-

günstiger dar. Sowohl die Ausgaben wie die Einnahmen entwickeln sich 

schwächer als in Variante I, doch können die Einnahmeausfälle durch die 

Ausgabekürzungen nicht kompensiert werden. Über den gesamten Beob-

achtungszeitraum hinweg schreiben die Gemeinden rote Zahlen, und dies, 

obwohl die Investitionsausgaben noch stärker als in der Ausgangsvariante 

zurückgefahren werden. Unter den Bedingungen von Variante II werden 

die Gemeinden kaum zu motivieren sein, die Pläne zum Ausbau der Kin-

derbetreuung so stark zu forcieren wie unterstellt. Vielmehr wäre zu er-

warten, dass die Ausbaupläne zeitlich erheblich gestreckt werden, da die 

Gemeinden große Schwierigkeiten haben, ihren Finanzierungsanteil aufzu-

bringen. Unter finanziellen Druck geraten sie natürlich auch, weil die Hilfen 

zur Erziehung überdurchschnittlich zunehmen. 

Alles in allem sind die finanziellen Perspektiven der Gemeinden wenig 

rosig. Besorgniserregend ist vor allem der starke Rückgang der Investitions-

ausgaben in beiden Varianten. Aber auch für die anderen Ausgabearten 

bleibt der finanzielle Spielraum beschränkt. 

Bei all diesen Überlegungen ist zu beachten, dass sich die Einschätzung 

der finanziellen Perspektiven auf die Gesamtheit der Gemeinden in 

Deutschland bezieht. Im Einzelfall weichen die Einnahmen und Ausgaben 

 

 
21  Durch den Wegfall der Einmalzahlung mindert sich die Bezugsgröße des Vorjahres.  

22  Dabei sind auf der Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite die Anteile, die an die Stadtstaaten 

fließen bzw. dort verausgabt werden, abzusetzen, da die Stadtstaaten „Land“ sind.  
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erheblich vom Durchschnitt ab. So streut die kommunale Steuerkraft in 

Abhängigkeit von der lokalen Wirtschaftskraft beträchtlich. Dies zeigt sich, 

wenn man Gemeinden gleicher Größenordnung miteinander vergleicht.23 

Exemplarisch seien die Großstädte mit über 500.000 Einwohnern betrach-

tet. Die Diskrepanzen in der gemeindlichen Steuerkraft je Einwohner waren 

im Jahre 2010 gewaltig. Ganz oben in der Hierarchie ist Frankfurt angesie-

delt, gefolgt von Düsseldorf und München. Am Ende rangieren Leipzig, 

Duisburg und Dresden, in diesen Städten erreicht die Steuerkraft nur rund 

ein Drittel der von Frankfurt. Duisburg und Düsseldorf stehen beispielhaft 

für die Diskrepanzen in einem Bundesland. Düsseldorfs Haushalt ist ausge-

glichen, die Stadt kann in erheblichem Umfang freiwillige Aufgaben finan-

zieren und ist nicht auf Landesmittel angewiesen. Im Gegensatz dazu steht 

Duisburg, dessen mangelhafte Steuerkraft nur zum Teil über Mittel aus dem 

kommunalen Finanzausgleich kompensiert wird und der kaum Raum bleibt, 

um freiwillige Aufgaben wahrzunehmen. 

Tabelle 9 Steuerkraft je Einwohner in den Großstädten über 500.000 

Einwohner  

 € 

Frankfurt  1.460 

Düsseldorf 1.212 

München 1.105 

Stuttgart 892 

Köln 870 

Nürnberg 800 

Essen 704 

Dortmund 602 

Dresden 495 

Duisburg 475 

Leipzig 428 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

 

Wie bereits ausgeführt, ist auf Länderebene im Rahmen des kommunalen 

Finanzausgleichs ein redisdributiver Prozess geschaltet, der die Finanzkraft 

der steuerschwachen Gemeinden anhebt. Dennoch verbleiben erhebliche 

Unterschiede, zumal die Finanzkraft der Länder bei der Festlegung der 

Ausgleichsmasse eine gewichtige Rolle spielt. Finanzschwächere Länder 

stellen weniger Mittel in den Finanzausgleich ein als finanzstarke. Vor die-

sem Hintergrund muss man über keine ausgeprägte Vorstellungskraft ver-

fügen, um eine Reihe von Kommunen in so großer finanzieller Not zu se-

hen, dass diese die künftigen Anforderungen, die auf sie aus der Kinderbe-

treuung und aus der Finanzierung der Hilfen zur Erziehung zukommen, 

nicht meistern werden können. 

 

 
23  In der Regel differiert die Steuerkraft in Abhängigkeit von der Gemeindegröße, da die Wir t-

schaftskraft in größeren Gemeinden zumeist stärker ist als in kleineren Gemeinden. 
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Ein eklatantes Beispiel für die finanzielle Not geben viele Gemeinden in 

Nordrhein-Westfalen. Nach Einschätzung der Landesregierung ist jede drit-

te Gemeinde nicht mehr imstande, den Haushaltsausgleich innerhalb der 

mittelfristigen Finanzplanung darzustellen.24 Jede zweite Gemeinde greift 

auf Liquiditätskredite zurück, um laufende Ausgaben zu finanzieren. 138 

Kommunen, vor allem kreisfreie Städte, stellen ihre Budgets unter Not-

haushaltsrecht auf, d. h. die Kommunalaufsicht bestimmt über die kommu-

nalen Haushalte. 34 Städte und Gemeinden sind überschuldet oder werden 

es bis 2013 sein. Liquiditätskredite oder auch Kassenkredite sind eigentlich 

allein zur Finanzierung unterjähriger Liquiditätsschwankungen vorgesehen. 

Doch haben die nordrhein-westfälischen Kommunen inzwischen Liquidi-

tätskredite in einer Größenordnung von 20 Mrd. € aufgehäuft. Auch wenn 

dieses Bild konjunkturell überzeichnet sein mag, d. h. auch die nordrhein-

westfälischen Gemeinden von den jüngsten konjunkturbedingten Steuer-

einnahmen profitiert haben und sich die Finanzlage aktuell etwas günstiger 

darstellt, zeigen sich in Nordrhein-Westfalen, und nicht nur dort, gravie-

rende strukturelle Finanzprobleme. Nicht zuletzt die Umstellung des kom-

munalen Rechnungswesens von der Kameralistik zum Neuen Kommunalen 

Finanzmanagement hat gezeigt, in welchem Maße insbesondere die kreis-

freien Städte ihr Eigenkapital durch die permanente Unterdeckung in ihren 

Haushalten aufzehren. 

Das strukturelle Defizit der nordrhein-westfälischen Gemeinden wird 

auf mindestens 2,15 Mrd. € beziffert.25 Dies ist eine Größenordnung, dessen 

Abbau die Gemeinden aus eigener Kraft keinesfalls werden bewältigen 

können. Doch auch das Land Nordrhein-Westfalen steckt in einer ausge-

sprochen schwierigen finanziellen Situation, so dass von dieser Seite wohl 

nur in beschränktem Maße Hilfen zu erwarten sind. Gleichwohl hat das 

Land in einem Sofortprogramm die Mittel für die Gemeinden nachträglich 

für 2010 aufgestockt; für die kommenden Jahre will das Land seine Ge-

meinden mit jährlich 350 Mio. € unterstützen. Die Mittel sollen ausschließ-

lich zur Entschuldung der notleidenden Gemeinden verwendet werden. Der 

gesamte Finanzbedarf für den strukturellen Haushaltsausgleich aller Ge-

meinden in NRW wird auf rund 40 Mrd. € beziffert, wobei die Laufzeit mit 

zehn Jahren angegeben wird. Dies bedeutet aber, dass die Finanzhilfen des 

Landes und auch ein realistischer Konsolidierungsbeitrag der Gemeinden – 

eine sparsame Haushaltsführung, aber auch eine Abschöpfung der „abun-

danten“ Gemeinden26 – bei weitem nicht ausreichen werden, die Probleme 

zu lösen. Nur folgerichtig schlagen die Gutachter vor, den Bund mit ins 

 

 
24  Vgl. Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen, Pressemittei-

lung vom 20.09.2011. 

25  Junkernheinrich/Lenk, Haushaltsausgleich und Schuldenabbau – Konzept zur Rückgewinnung 

kommunaler Finanzautonomie im Land Nordrhein-Westfalen. Gutachten im Auftrag der Lan-

desregierung NRW, Düsseldorf 2011. An dieser Stelle sei nur angemerkt, dass die Unter-

scheidung zwischen konjunkturellen und strukturellen Defiziten einige methodische Schwie-

rigkeiten mit sich bringt. 

26  Hierbei handelt es sich um Gemeinden, die keine Schlüsselzuweisung vom Land erhalten, da 

ihre Steuerkraft die Ausgangsmesszahl im Finanzausgleich, also den Finanzbedarf, über-

steigt. 
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Boot zu nehmen, indem er einen gewichtigen Anteil der gemeindlichen So-

ziallasten übernimmt (Kosten der Unterkunft, Eingliederungshilfen für Be-

hinderte, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung).  

 

 

4.2 Ansatzpunkte für eine Reform der 

Gemeindefinanzen 

Die Perspektiven der Kommunalfinanzen werden stark von der wirtschaft-

lichen Entwicklung geprägt. Je günstiger die gesamtwirtschaftlichen Rah-

menbedingungen, umso größer ist der finanzielle Spielraum für die Realisie-

rung der kommunalen Aufgaben. Doch nicht nur der Finanzierungssaldo, 

auch der Umfang der Investitionsausgaben ist Gradmesser dafür, in wel-

chem Maße die Gemeinden hinreichend eigenbestimmt ihre Aufgaben er-

füllen können. Seit langem schon befinden sich die kommunalen Investi-

tionen auf Talfahrt. 

Bisher ist es nicht gelungen, das System der Gemeindefinanzierung so zu 

stabilisieren, dass die Kommunen ihre Aufgaben relativ stetig wahrnehmen 

können. Insbesondere konnten die Bemessungsgrundlagen der zyklisch 

stark schwankenden Gewerbesteuer – Haupteinnahmequelle der Gemein-

den – nicht verbreitert und somit verstetigt werden. Im Gegenteil – immer 

wieder war die Gewerbesteuer ins Gerede gekommen, weil in ihr ein Ins-

trument gesehen wird, die Steuerbelastung der Unternehmen zu senken. 

Eine neuerliche Reform der Gewerbesteuer in Richtung auf eine verbreiter-

te Bemessungsgrundlage wäre wünschenswert, steht gegenwärtig allerdings 

nicht auf der Agenda. Übergangsweise könnte man an das Vorgehen der 

letzten Gemeindefinanzreform von 2004 anknüpfen und die Gewerbe-

steuerumlage, die von den Gemeinden an Bund und Länder abzuführen ist, 

senken. Davon würden allerdings stärker die wirtschafts- und steuerstarken 

Gemeinden profitieren. Auch würde durch solch einen Schritt die Ab-

hängigkeit der Gemeinden von dieser Steuer nicht gemindert. 

Sucht man eine Lösung auf der steuerlichen Seite, so gerät die Beteil i-

gung der Gemeinden an der Umsatzsteuer in den Blickpunkt. Die Einnah-

men aus der Umsatzsteuer entwickeln sich in etwa proportional zur ge-

samtwirtschaftlichen Bemessungsgrundlage, vor allem den privaten Kon-

sumausgaben und staatlichen Vorleistungskäufen. Diese Steuereinnahmen 

schwanken sehr viel weniger stark als die gewinnabhängigen Steuern. Aller-

dings taugt die Umsatzsteuer aus anderen Gründen nicht als Kommunal-

steuer. So werden weder das Äquivalenzprinzip noch das Prinzip des Inte-

ressenausgleichs zwischen Wirtschaft und Bevölkerung erfüllt. Die Ge-

meinden stellen in der Regel unternehmensorientierte Gemeindeausgaben 

und haushaltsorientierte Gemeindeausgaben zur Verfügung. Zwischen bei-

den sollte ein Gleichgewicht bestehen, damit die Gemeinden nicht nur an 

der Ansiedelung von Einwohnern, sondern auch von Unternehmen interes-

siert sind. Die Umsatzsteuern haben indes keinen lokalen Bezug, sondern 

basieren auf der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Aus dieser Sicht eher 

geeignet wäre ein höherer Anteil der Kommunen an der Einkommensteuer. 
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Ein solcher Schritt ginge nur zu Lasten der Länder und/oder des Bundes. 

Auf ihn zu hoffen, wäre schon deshalb unrealistisch, weil in der Geschichte 

der Bundesrepublik Deutschlands Änderungen in der vertikalen Steuerauf-

teilung stets über die Verteilung der Umsatzsteueranteile erfolgt sind.  

In diesen Kontext ist zu klären, ob die Kommunen hinreichend über 

„eigenbestimmte“ Steuereinnahmen disponieren und sie nicht als unselbst-

ständige Agenten, sondern als eigenständige Akteure handeln können. Tat-

sache ist, dass die Gemeinden heute mit einem niedrigeren Steueranteil als 

früher auskommen müssen und in einem stärkeren Maße von den Zuwei-

sungen der Länder abhängig sind. 

Eine stetigere Mittelzuführung an die Gemeinden könnte erreicht wer-

den, wenn es gelänge, die Finanzzuweisungen der Länder weniger pro-

zyklisch auszurichten. Denkbar wäre die Errichtung eines „Stabilisierungs-

fonds“ ähnlich der Konjunkturausgleichsrücklage, wie sie im Stabilitäts- 

und Wachstumsgesetz verankert ist. Solche Rücklagen könnten dann zur 

Auszahlung kommen, wenn die investiven Zuweisungen an die Gemeinden 

einen rückläufigen Verlauf zu nehmen drohen. Doch sind bei der Vergabe 

Konflikte mit den Gemeinden programmiert, da in die Souveränität der 

Gemeinden bezüglich der zeitlichen Verfügbarkeit der Mittel eingegriffen 

würde. Ein Problem wäre auch, dass eine Entnahme aus dem Fonds nicht 

die Zusätzlichkeit der Länderzuweisungen garantiert, denn die Länder 

könnten zwar Rücklagen auflösen, gleichzeitig aber bei den ohnedies ge-

planten Zuweisungen Kürzungen vornehmen. 

Selbst wenn es gelänge, die Mittelzuführung an die Gemeinden stetiger 

zu gestalten, hieße dies noch nicht, dass sich die finanzielle Lage der Ge-

meinden grundlegend verbessert. Hierzu wären weitere Schritte, insbeson-

dere die Gewährung zusätzlicher Mittel der Länder im kommunalen Fi-

nanzausgleich, erforderlich.  

 

 

4.3 Kinderbetreuung und kommunaler 

Finanzausgleich 

Im Gegensatz zu den investiven Zuschüssen der Länder sind die laufenden 

Zuweisungen über die Verbundquote eng an die Entwicklung der Steuer-

einnahmen der Länder gekoppelt. Wenn die Länder dennoch ein stärkeres 

kommunales Engagement im Bereich der Kinderbetreuung oder auch der 

Erziehungshilfen als zusätzliche Aufgabenwahrnehmung anerkennen und 

finanziell entsprechend honorieren wollten, müssten sie mehr Mittel in den 

kommunalen Finanzausgleichs einspeisen. In finanzschwachen Jahren wä-

ren die Länder wohl kaum willens, freiwillig die Mittelzufuhr an die Ge-

meinden (und damit die Verbundquote) zu erhöhen. In solchen Zeiten ha-

ben sie selbst mit erheblichen Finanzproblemen zu kämpfen, zumal in Zu-

kunft wegen der implementierten „Schuldenbremse“ – die Länder dürfen ab 

2019 keine neuen Kredite aufnehmen – der Konsolidierungsdruck für die 

Länder erheblich stärker wird. Auf die Schwierigkeiten in Nordrhein-

Westfalen ist bereits hingewiesen worden. Nur bei einem harten Konsoli-
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dierungskurs im Landeshaushalt wird das Land 2019 einen ausgeglichenen 

Haushalt erreichen können. Zusätzliche Mittel, die über die jüngste Auf-

stockung hinausgehen, dürfte das Land nicht aufbringen können.  

Sollten die Länder in ihrer Gesamtheit dennoch bereit sein, die Kinder-

betreuung und/oder die Hilfen zur Erziehung als zusätzliche Aufgabe der 

Gemeinden zu fördern, so könnte dies beispielsweise über eine Berücksich-

tigung im Rahmen von sogenannten. Nebenansätzen erfolgen. In solchen 

Nebenansätzen werden spezifische Aufgaben im Finanzausgleich abgegol-

ten. Ausgleichsrelevante Sonderbedarfe resultieren daraus, dass die Ge-

meinden für bestimmte Bevölkerungsgruppen (Kinder, Alte, Sozialhilfe-

empfänger) in besonderem Maße Dienstleistungen anbieten: Diese Grup-

pen tragen nur unterdurchschnittlich zur Steuerkraft bei, absorbieren aber 

überdurchschnittlich hohe Finanzmittel. 

Die bloße Schaffung eines Nebenansatzes „betreute Kinder“ hätte aller-

dings noch nicht zur Folge, dass den Kommunen mehr Geld zur Verfügung 

steht. Beim kommunalen Finanzausgleich geht es allein darum, anhand ge-

eigneter Kriterien eine vorgegebene Finanzmasse auf die einzelnen Gemeinden 

und Gemeindeverbände zu verteilen. Der Nebenansatz „betreute Kinder“ 

wäre ein Verteilungskriterium. Bleibt die Finanzmasse unverändert und 

kommt ein neues Kriterium hinzu, so verlieren andere Verteilungskriterien 

wie die Einwohnerzahl und/oder Schülerzahlen, Arbeitslosenzahlen etc. 

zwangsläufig an Bedeutung. Sollen zusätzliche Aufgaben finanziert werden 

ohne den Status quo zu verändern, muss die Finanzausgleichsmasse erhöht 

werden. 

Eine andere Frage ist, ob das System des Finanzausgleichs so verändert 

werden kann, dass die einzelnen Kommunen mehr Anreize erhalten, rasch 

zusätzliche Kinderbetreuungsmöglichkeiten zu schaffen bzw. solche     

Gemeinden zu „prämieren“, die bereits eine Vorreiterrolle spielen und ein 

hohes Betreuungsangebot bereitstellen. Gemeinden können beispielsweise 

versuchen, durch ein verbessertes Betreuungsangebot für Kinder zusätzl i-

che Einwohner zu gewinnen, die dann im kommunalen Finanzausgleich als 

bedarfserhöhender Faktor zu Buche schlagen. Hinzu kommt die Kinder-

betreuung als „weicher“ Standortfaktor: Er dürfte vor allem in Städten eine 

Rolle spielen, die als Standort von Firmen gewählt werden, die überregiona-

le Dienstleistungen anbieten und von der Expansion dieser Sparten profitie-

ren. Viele der (meist jüngeren) Beschäftigten in diesen Bereichen bevorzu-

gen die Stadt als Wohnort (Stichwort: Renaissance der Städte). In diesen 

Fällen wird Nachfrage nach Kinderbetreuung induziert, und für die kom-

munalen Entscheidungsträger ergeben sich glückliche Umstände: Wirt-

schaftliches Wachstum erzeugt höhere Steuereinnahmen und höhere Ein-

wohnerzahlen.27 Sie wiederum bewirken – für sich genommen – einen hö-

heren Anspruch im Finanzausgleich, da es sich zumeist um größere Städte 

mit „veredelten“ Einwohnerzahlen handelt.28 Steigt allerdings zugleich auch 

 

 
27  Vgl. Vesper, Dieter, Gibt es fiskalische Anreize für die Kommunen zum Ausbau der Kinderbe-

treuung? In: Wochenbericht des DIW, Nr. 3/2005. 

28  In fast allen Bundesländern wird der Finanzbedarf durch die sogenannte. Hauptansatzstaffel 

ausgedrückt, die auf einer künstlichen „Veredelung“ der Einwohnerzahl beruht: Je größer die 
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die Steuerkraft einer Gemeinde, zieht dies – wiederum für sich genommen 

– einen geringeren Anspruch im Finanzausgleich nach sich, da die Vertei-

lung der Finanzmasse („Schlüsselzuweisungen“) auch an die Entwicklung 

der Steuerkraft gekoppelt ist: Verbessert eine einzelne Gemeinde ihre 

Steuerkraft in der Hierarchie aller Gemeinden, so verliert sie Ansprüche an 

den Ausgleichstopf. 

Durch die ergänzenden Ansätze könnten also Kinder im kommunalen 

Finanzausgleich unmittelbar bedarfserhöhend zu Buche schlagen. Aller-

dings erfolgt die Berücksichtigung in Abhängigkeit von der Finanzkraft. Ein 

finanzkraftabhängiger Ausgleich bietet sich grundsätzlich dann an, wenn die 

Aktivitäten zu den originären Kommunalaufgaben zählen. Im Grundsatz ist 

die Kinderbetreuung eine solche Aufgabe. In der Konsequenz bedeutet 

dies, dass sich die reicheren Gemeinden stärker an der Finanzierung der 

Kinderbetreuung beteiligen müssen. Ähnliche Überlegungen gelten für die 

Hilfen zur Erziehung. 

Finanzkraftunabhängig ist der Ausgleich dann, wenn die Länder – ent-

weder als Vorwegentnahmen aus der Ausgleichsmasse oder außerhalb des 

formalisierten Ausgleichs – spezielle, also zweckgebundene Zuweisungen 

zur Förderung des Angebots an Kinderbetreuung gewähren. Ein solcher 

Ansatz findet sich in Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, im 

Saarland und in Thüringen; in Hessen und Schleswig-Holstein werden die 

Zuweisungen an die örtliche Jugendhilfe aus den Vorwegentnahmen finan-

ziert. Zweifellos erhöhen zweckgebundene Zuweisungen für die Kommu-

nen den Anreiz, das Kinderbetreuungsangebot zu steigern. Sie sind ein an-

gemessener Ansatz, das oben angesprochene Anreizproblem zu lösen, denn 

sie stellen auf den Zusammenhang von Kostenverursachung und Leistungs-

empfang ab und ermöglichen gezielt ein bestimmtes Leistungsangebot. Frei-

lich setzt eine solche Lösung voraus, dass die Länder bereit sind, Hilfen zu 

gewähren, also die Finanzmasse zu erhöhen oder aber umzuschichten, d.  h. 

die Prioritäten zu verändern. Weit mehr als die Schlüsselzuweisungen, die 

den Gemeinden großen Entscheidungsspielraum bei der Verausgabung der 

Mittel lassen, dienen die Zweckzuweisungen als politisches Steuerungsins-

trument der Länder. Sie können die Mittel zielgerichtet einsetzen und das 

Verhalten der Kommunen erheblich beeinflussen. Aus Sicht der Gemein-

den sind die zweckgebundenen Zuweisungen nicht unproblematisch: Als 

„Politik des goldenen Zügels“ beschneiden sie eigenverantwortliches Han-

deln der Kommunen; zudem werden die Präferenzen verzerrt und die Wir-

kung von Budgetrestriktionen tendenziell aufgehoben, wenn die Gemein-

den ihre Pläne danach sortieren, welche Projekte in besonderem Maße ge-

fördert werden. In Anbetracht der Tatsache, dass in weiten Teilen der Kin-

                                                 

 
Gemeinde, desto höher ist der Betrag je Einwohner, der als Bedarf anerkannt wird. Begründet 

wird dieses Vorgehen mit den Belastungen, die aus der Bereitstellung zentralörtlicher Leis-

tungen resultieren oder durch die Agglomeration bedingt sind; großstadttypische Beispiele 

sind eine höhere Polizeidichte, eine höhere Sozialhilfequote, ein kostenintensiver ÖPNV, ein 

höherer Betreuungsaufwand für Kinder oder auch ein höheres kulturelles und schulisches 

Angebot. 
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derbetreuung noch vielerorts erhebliche Defizite bestehen, dürfte allerdings 

dieses Problem zumindest gegenwärtig kaum relevant sein. 

Schließlich steht die Frage im Raum, ob die Länder die Hilfen zur Er-

ziehung nicht selbst als Aufgabe übernehmen sollten. Grundsätzlich stünde 

der Übernahme nichts im Wege, denn die Erziehung lässt sich durchaus als 

Tel der Bildungsaufgabe und damit Länderaufgabe interpretieren. Gemäß 

Grundgesetz liegt die primäre Zuständigkeit für die Gesetzgebung und 

Verwaltung im Bereich Bildung, Wissenschaft und Kultur bei den Ländern. 

Der Bund hingegen ist zuständig für Regelungen in der Jugendhilfe. Hier 

bestünde ein unmittelbarer Ansatz, die Kommunen zu entlasten. 

 

 

4.4 Finanzhilfen des Bundes 

Von besonderer Bedeutung sind die Finanzhilfen des Bundes nach 

Art. 104b GG, der 2006 im Zuge der Föderalismusreform geändert worden 

ist. Dabei ging es insbesondere um die Entflechtung von Aufgaben und 

eine Stärkung der Handlungsautonomie der Länderebene, indem die Vo-

raussetzungen für Finanzhilfen des Bundes an die Länder („Mischfinanzie-

rung“) verschärft worden sind. Doch sind Zweifel angebracht, ob diese 

Reform zum gewünschten Ergebnis geführt hat, denn gerade im Bildungs-

bereich sind die negativen Konsequenzen zu besichtigen. Angesichts der 

finanziellen Kalamitäten scheinen die Länder überfordert, die notwendigen 

Ausgaben im Bildungssystem zu tätigen. 

Nach der bis zur Föderalismusreform geltenden Regelung konnte der 

Bund den Ländern für „besonders bedeutsame Investitionen“ der Länder 

und Gemeinden zugunsten gesamtwirtschaftlicher oder wachstumspolit i-

scher Belange Finanzhilfen gewähren. Diese Regelung ist zwar in der revi-

dierten Fassung des Art. 104 fast wortgleich übernommen worden, doch 

darf der Bund nur noch dort fördern, wo er Gesetzgebungsbefugnisse hat – 

alle Gegenstände und Maßnahmen, die in die Kompetenz der Länder fallen, 

sind nicht mehr förderungsfähig. Hierzu zählen Bildung und Wissenschaft. 

In der zweiten Stufe der Föderalismusreform wurde diese Einengung    

wieder teilweise rückgängig gemacht, da sie die konjunkturpolitisch er-

wünschten Maßnahmen des Bundes im Jahre 2009 sehr erschwerten. In der 

aktuellen Fassung wird die generelle Beschränkung der Finanzhilfekompe-

tenz des Bundes auf Investitionsbereiche, für die allein der Bund die Ge-

setzgebungsbefugnis inne hat, für den Fall einer Notsituation im Sinne der 

Art.  109, 115 GG aufgehoben. So kann der Bund beispielsweise Maßnah-

men im Bildungsbereich mitfinanzieren, wenn sie dazu geeignet sind, eine 

gesamtwirtschaftliche Störung abzuwehren. Konjunkturpolitisch motivierte 

Finanzhilfen setzten eine gesamtwirtschaftliche Störung voraus, sei es, dass 

sie bereits eingetreten ist und mit diesen Hilfen bekämpft werden soll, sei 

es, dass die Störung unmittelbar bevorsteht und ihr präventiv entgegen-

getreten werden soll. Faktisch muss der Bund zusammen mit den Ländern 

Konjunkturprogramme aufstellen. Im Rahmen der konjunkturpolitischen 

Intervention, aber nur dann, könnten beliebige Investitionen gefördert wer-
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den, da es allein darum geht, die gesamtwirtschaftliche Entwicklung zu sta-

bilisieren. Die Hilfen können immer nur befristet sein und sich nicht über 

einen längeren Zeitraum erstrecken. Für die laufenden Ausgaben der Län-

der, also vor allem Personalausgaben, kann der Bund keine Zuweisungen 

gewähren. 

Vor diesem Hintergrund ist kaum denkbar, dass der Bund sich „ohne 

Not“ nochmals wie 2007 an der Finanzierung des Ausbaus der Kinder-

betreuung einschließlich der Betriebskosten beteiligt. Dies würde nunmehr 

erhebliche verfassungsrechtliche Probleme verursachen. Eine Beteiligung 

wäre nur möglich, wenn sie in ein Konjunkturprogramm gegossen würde. 

Eine längerfristige, nicht auf eine Notfallsituation beruhende Beteiligung 

des Bundes an Länderaufgaben ließe sich aus heutiger Sicht nur über eine 

Änderung der vertikalen Steuerverteilung bewerkstelligen. Der Bund müsste 

auf Steueranteile verzichten. Als geeignetes Instrument böte sich hier die 

Umsatzsteuerverteilung an. In der Vergangenheit wurden alle Änderungen 

in der föderalen Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern, soweit 

sie finanzwirksam waren, über eine Neuaufteilung der Umsatzsteueranteile 

gelöst. 

Vor dem Hintergrund, dass ein gewichtiger Teil der kommunalen Fi-

nanzprobleme mit den Soziallasten zu tun hat – hohe Dynamik, geringe 

kommunale Gestaltbarkeit – doch die Gesetzgebung in diesem Bereich 

weitgehend dem Bund obliegt, liegt die Forderung nahe, dass sich der Bund 

stärker als bisher an der Finanzierung der Soziallasten beteiligt. Im Gutach-

ten von Junkernheinrich/Lenk
29

 wird zur nachhaltigen Lösung der Finanz-

probleme in den nordrhein-westfälischen Kommunen eine solche For-

derung erhoben. Vor allem geht es dabei um die Kosten der Unterkunft 

von Hartz-IV-Empfängern, um die Eingliederungshilfen für behinderte 

Menschen sowie um die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-

rung. Je mehr Entlastung die Kommunen hier erfahren, umso mehr Mittel 

stehen ihnen an anderer Stelle zur Verfügung. 

 

 

5 Fazit 

In den vergangenen Jahren ist der Ausbau der Kinderbetreuung in Deutsch-

land merklich vorangekommen. Nicht nur ist die Zahl der Plätze in den 

Kindertageseinrichtungen insbesondere für die unter Dreijährigen ausgewei-

tet worden, auch haben sich die Betreuungsrelationen spürbar verbessert. 

Einher ging diese Entwicklung mit einer kräftigen Zunahme der Ausgaben 

in diesem Bereich. Besonders dynamisch entwickelten sich auch die Hilfen 

zur Erziehung. Während die Gesamtausgaben der Gemeinden von 1995 bis 

2009 um 16 Prozent expandierten, sind die Aufwendungen für die Kinder- 

und Jugendhilfe um 58 Prozent, also fast viermal so stark gestiegen. Rasant 

verlief die Entwicklung der Ausgaben für die Kinderbetreuung in den Jah-

ren nach 2007. Ohne die Finanzbeteiligung des Bundes wäre dies nicht 

 

 
29  Vgl Fußnote 25 
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möglich gewesen. In den kommenden Jahren dürfte sich diese Entwicklung 

fortsetzen, denn der Bund beteiligt sich weiterhin am Ausbau der Kinderbe-

treuung. Allerdings wird das Tempo von der Finanzlage der Gemeinden 

bestimmt. Sie ist in hohem Maße von der wirtschaftlichen Entwicklung 

abhängig. Die Einnahmen der Kommunen sind wegen der Dominanz der 

Gewerbesteuer, aber auch wegen der Verbundquote im kommunalen Fi-

nanzausgleich besonders konjunkturanfällig. Insofern steht die Einnahmen-

seite der Kommunalhaushalte einer stetigen Aufgabenerfüllung der Ge-

meinden entgegen. Auch ist zu befürchten, dass die „Schuldenbremse“ die 

Länder dazu führt, ihre Haushaltskonsolidierung zu Lasten der Gemeinden 

voranzutreiben und die investiven Zuweisungen zu kürzen. 

In einer kleinen Modellrechnung werden die Auswirkungen unterschied-

licher Annahmen über die gesamtwirtschaftliche Entwicklung auf die kom-

munalen Haushalte dargestellt. Bei relativ günstigen wirtschaftlichen Rah-

menbedingungen sollten die Ausbauziele in der Kinderbetreuung weitge-

hend erreicht werden können. Bei einer eher schleppenden Wirtschaftsent-

wicklung wird dieses Ziel wohl verfehlt werden, weil die Gemeinden die 

Mittel zu ihrer „Co-Finanzierung“ nicht aufbringen können. Der zeitliche 

Rahmen für den Ausbau muss gestreckt werden. Bei einer krisenhaften Zu-

spitzung der Wirtschaftslage werden die Gemeinden kaum in der Lage sein, 

die notwendigen Finanzmittel bereitzustellen. Dies gilt noch mehr für die 

ohnedies steuer- und finanzschwachen Gemeinden. Sie werden keinesfalls 

die erforderlichen Finanzmittel aufbringen können. Im Übrigen trifft dies 

auch für die Finanzierung der Hilfen zur Erziehung zu. Sie haben sich über 

all die Jahre besonders dynamisch entwickelt, und sie dürften auch in den 

nächsten Jahren überdurchschnittlich expandieren. 

Inzwischen kommt den Ausgaben für die Kinder- und Jugendhilfe in den 

Kommunalhaushalten ein weit höheres Gewicht zu als früher. Auch hat die 

bildungspolitische Diskussion in den letzten Jahren gezeigt, dass der früh-

kindlichen Entwicklung und Betreuung besondere Aufmerksamkeit ge-

schenkt werden muss. Alleine können die Gemeinden diese Aufgabe wohl 

kaum schultern. Aus der föderalen Aufgabenverteilung heraus ergibt sich 

die Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung der Länder an dieser Auf-

gabe, denn es sind die Länder, die für Bildung und Erziehung politisch und 

administrativ Verantwortung tragen. Dies muss sich auch in der Finanzie-

rungsverantwortung niederschlagen. Ein geeigneter Ansatz wären höhere 

Zuweisungen an die Gemeinden für diesen Zweck – entweder als Vorweg-

entnahmen aus der Ausgleichsmasse oder außerhalb des formalisierten Fi-

nanzausgleichs. Allerdings würde auch ein höherer Finanzierungsbeitrag der 

Länder – nicht zuletzt wegen der Wirkung der Schuldenbremse – vielerorts 

an Grenzen stoßen. Eine dauerhafte Lösung könnte darin bestehen, die 

Umsatzsteueranteile zugunsten der Länder zu verändern, d. h. letztlich den 

Bund mit ins Boot zu nehmen. Ihre politische Durchsetzbarkeit steht frei-

lich auf einem anderen Blatt, ebenso wie eine stärkere Bundesbeteiligung an 

den kommunalen Soziallasten, durch die den Gemeinden mehr Spielraum 

an anderer Stelle verschafft werden könnte. 
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